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natürlichen Lebensgrundlagen, ein zentraler Erfolgsfaktor. Dies gilt vor allem für die Dekarbonisierung 
der Industrie. Fast ein Viertel der Treibhausgas-Emissionen Deutschlands entfallen auf den 
Industriesektor. Der größte Teil davon wird in zentralen Bereichen der Industrie bei der Gewinnung von 
Rohstoffen und der Herstellung und Umwandlung von Vorprodukten verursacht. In der Chemieindustrie 
und im Maschinen- und Fahrzeugbau beträgt dieser Anteil zwischen 60 und 80 Prozent2. Zirkuläres 
Wirtschaften in der Industrie hat das Potenzial, die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2050 um ca. 
30 bis 50 Prozent zu reduzieren und gleichzeitig die Wertschöpfung zu steigern3. Ein integrierter Ansatz 
von Klimaschutz und Kreislaufwirtschaft bietet die Chance, die Vermeidungskosten pro Tonne CO2 bis 
2045 für Stahl, Beton, Zement und Kunststoffe um 45 Prozent4 zu reduzieren. 

Durch die Schließung von Stoffkreisläufen für alle Rohstoffarten – von Baustoffen bis zu kritischen 
Industriemetallen – leistet die Kreislaufwirtschaft einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung der 
Rohstoffversorgung unserer Wirtschaft, kann Deutschland perspektivisch unabhängiger von Importen 
machen und kann kritische Abhängigkeiten von bestimmten Rohstofflieferanten verringern. In einer von 
Krisen und Kriegen geprägten Zeit ist dies entscheidend, um Wertschöpfungs- und Lieferketten 
widerstandsfähiger zu gestalten und damit die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland zu 
stärken. 

Durch eine stärkere Nutzung der Kreislaufwirtschaft kann die Industrie ihre Klimaschutzziele schneller, 
sicherer und kostengünstiger erreichen. Neben der Einsparung von Primärrohstoffen tragen auch die 
Kohlenstoffkreisläufe, die Kohlenstoffdioxid aus industriellen Prozessen oder aus der Atmosphäre als 
Rohstoff gewinnen, zur Reduktion des Einsatzes fossiler Ressourcen bei. Hierfür ist eine Carbon 
Management-Strategie entwickelt worden. Mit der NKWS verankern wir daher Kreislaufwirtschaft als 
eine zentrale Säule des Klimaschutzes. Ihr Beitrag zur Reduktion von Treibhausgasemissionen wird dazu 
künftig in den Zielen, Modellen und Maßnahmenprogrammen für den nationalen Klimaschutz durch die 
Bundesregierung systematisch integriert werden.  

Eine zirkuläre Wirtschaft bietet große ökonomische Chancen. Studien aus Wirtschaft und Wissenschaft 
zeigen eindrucksvoll die Potentiale der Kreislaufwirtschaft für Innovation, Wertschöpfung, neue 
zirkuläre Geschäftsmodelle und Versorgungssicherheit. Der Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDI) und das Beratungsunternehmen Deloitte gehen bis 2030 von einer jährlichen Steigerung der 
Bruttowertschöpfung der deutschen Wirtschaft um 12 Mrd. € sowie einem Beschäftigungszuwachs von 
117.000 Arbeitsplätzen aus. McKinsey schätzt das globale Marktpotenzial bei Konsumgütern der 
Kreislaufwirtschaft mittelfristig (2030) auf 650 Mrd. € pro Jahr.  

Eine wichtige Voraussetzung zur Hebung der Potentiale ist, dass die Kosten der künftigen Abfälle und 
deren Recycling sowie die Kosten der Wiedergewinnung der darin enthaltenen Rohstoffe in die 
betriebswirtschaftliche Kalkulation der Produzenten eingehen.  

Die NKWS knüpft an die industrielle Stärke Deutschlands an. „Made in Germany“, das traditionell für 
Werthaltigkeit und Langlebigkeit steht, soll als „Circularity made in Germany“ neue Strahlkraft erhalten. 
Eine zirkuläre Wirtschaft verändert nicht nur die Art der Produktion und eröffnet neue Geschäftsfelder, 
sie ermöglicht neue Formen der Wertschöpfung und schafft zukunftssichere Arbeitsplätze. Der Schlüssel 
einer erfolgreichen Wirtschaftspolitik liegt in einem klaren und verlässlichen Rahmen, der die 
notwendigen Investitionen und Innovationen beschleunigt. Die Bundesregierung schafft mit der NKWS 
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und Maßnahmen, aber auch über weitere notwendige Schritte oder die Anpassung konkreter 
Instrumente. Hierfür soll die Plattform für Kreislaufwirtschaft ein Forum bieten. 

Bei der Umsetzung der NKWS sind die haushalts- und finanzpolitischen Vorgaben der Bundesregierung 
sowie die danach zur Verfügung stehenden Mittel zu beachten. 
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1. Transformation in eine ressourcenschonende zirkuläre Wirtschaft  

1.1 Kreislaufwirtschaft ist zentral für die Transformation der Wirtschaft 

Die deutsche Wirtschaft soll bis 2045 klimaneutral werden. Dies ist eine notwendige Voraussetzung für 
die Sicherung der Lebensgrundlagen und für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft sowie den Erhalt des Wohlstands. Bundeskanzler Olaf Scholz hat 2022 eine „Allianz für 
Transformation“ ins Leben gerufen. Ziel war es, im Dialog der Bundesregierung mit Wirtschaft, 
Sozialpartnern, Zivilgesellschaft und Wissenschaft zu beraten, wie der sozial-ökologische Wandel – die 
Transformation – in Deutschland gelingen kann. Die Kreislaufwirtschaft wurde dabei als ein zentrales 
Element identifiziert und beim vierten Spitzentreffen am 23. Januar 2024 diskutiert. Die Nationale 
Kreislaufwirtschaftsstrategie stellt dar, wie die Bundesregierung die Rahmenbedingungen für eine 
ressourcenschonende zirkuläre Wirtschaft setzen und so deren Potentiale für Nachhaltigkeit und neue 
Wertschöpfung heben will. 

1.2 Aktuelle Rohstoffnutzung und dreifache Umwelt-Krise 

Aktuelle Rohstoffnutzung 

Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Umweltverschmutzung gefährden vielerorts die 
Lebensgrundlagen der Menschheit. Die aktuelle Rohstoffnutzung ist dafür eine der Hauptursachen. So 
schätzt der Ressourcenrat der Vereinten Nationen, dass die Gewinnung und Weiterverarbeitung von 
Rohstoffen mehr als 55 Prozent der globalen Treibhausgasemissionen, rund 40 Prozent zur 
Luftverschmutzung7 und mehr als 90 Prozent des Biodiversitätsverlustes8 verursacht. Durch eine 
Reduktion des Rohstoffbedarfs kann deshalb der „dreifachen Umweltkrise“ entgegengewirkt werden. 
Eine ressourcenschonende zirkuläre Wirtschaft ist dafür unerlässlich. Doch nur wenn die 
Lösungsansätze aus allen relevanten Politikfeldern wie z.B. Energie oder Verkehr durch eine umfassende 
und konsequente Kreislaufwirtschaft ergänzt werden, ist es möglich, den drei Krisen erfolgreich zu 
begegnen. 

Für Deutschland hat das Statistische Bundesamt bezogen auf 2020 die Entnahme von Rohstoffen aus 
der Umwelt und den Import von Rohstoffen auf 1.287 Millionen Tonnen beziffert. Hinzu kamen 613 
Millionen Tonnen an importierten Halb- und Fertigwaren. Im Saldo aller Rohstoff- und Warenströme, 
deren Umwandlung in der Wirtschaft sowie der resultierenden Emissionsströme sind in Deutschland 
611 Millionen Tonnen Material in der inländischen Wirtschaft verblieben.9  

Die aktuelle Rohstoffnutzung ist mit großen Herausforderungen verbunden. Angetrieben durch die 
wachsende Weltbevölkerung und steigende Wohlstandsniveaus ist die globale 
Rohstoffinanspruchnahme10 im Zeitraum 1970 bis 2024 von rund 30 auf ca. 107 Milliarden Tonnen 
angestiegen11. Der globale durchschnittliche Pro-Kopf-Bedarf an Rohstoffen ist von ca. 8,4 Tonnen im 
Jahr 1970 auf voraussichtlich 13,2 Tonnen im Jahr 2024 angestiegen. Die starke Zunahme der 
Rohstoffnutzung führt zu einem deutlichen Anstieg der damit verbundenen Umweltwirkungen. Es 
bedarf dringend einer Umkehr in Richtung Reduktion des Rohstoffbedarfs. Wesentliche Unterschiede 
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bestehen zwischen Hocheinkommensländern und ärmeren Ländern. Der Rohstoffbedarf für Länder mit 
hohem Einkommen ist im internationalen Vergleich ca. 13 Mal höher als für 
Niedrigeinkommensländer12. Damit allen Menschen ein gutes Leben innerhalb planetarer Grenzen 
ermöglicht wird, ist eine Reduktion der Rohstoffbedarfe in den Hocheinkommensländern unerlässlich. 

Um geeignete Optionen für eine Reduktion des Rohstoffeinsatzes in der deutschen Wirtschaft zu 
entwickeln, sind die Materialflüsse in den Blick zu nehmen. Betrachtet man die Quellen und Wege der 
Rohstoffe, die in Deutschland verwendet werden, dann fällt Dreierlei auf (Abb. 1): 

• Deutschland importiert viele Rohstoffe und exportiert viele Güter. Die Importe werden bei einer 
Betrachtung der reinen Massenflüsse von den fossilen Rohstoffen dominiert. Importe von 
strategischen und kritischen Metallen fallen zwar quantitativ gegenüber den Basismetallen wie 
Eisen und Stahl, Kupfer und Aluminium nicht ins Gewicht, sind jedoch vor dem Hintergrund z.B. der 
Energie- und Mobilitätswende von zentraler Bedeutung. Ein Großteil der fossilen Rohstoffe und 
Biomasse werden energetisch genutzt und stehen damit einer Kreislaufführung nicht mehr zur 
Verfügung.  

• Ein erheblicher Teil der Rohstoffe fließt in Deutschland in Gebäude, Infrastrukturen oder langlebige 
Konsum- und Anlagegüter und wird dort langfristig gebunden. Dieses menschengemachte 
Rohstofflager, das als anthropogenes Lager bezeichnet wird, wächst kontinuierlich um rund 600 
Millionen Tonnen jährlich (s.o.) und ist ein Sekundärrohstoffreservoir, das sich durch Urban Mining 
systematisch bewirtschaften lässt und dessen Potential es zu heben gilt. Große Mengen an 
Rohstoffen werden jedoch auch für die Herstellung kurzlebiger Produkte genutzt, z. B. 
Verpackungen. 

• Der Anteil von Sekundärrohstoffen am gesamten direkten Materialeinsatz (Circular Material Use 
Rate, CMUR) in Deutschland ist im Vergleich zu anderen wirtschaftsstarken Staaten relativ niedrig 
und beträgt aktuell rund 13 Prozent13.  
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möglichst wenig Materialeinsatz und langer Lebensdauer herzustellen, und für Verbraucherinnen und 
Verbraucher, diese Produkte lange zu nutzen und bei Bedarf reparieren zu lassen.  

Für das Produktdesign ist Zirkularität ein Leitmotiv. Produkte sind unter Einsatz rezyklierbarer 
Materialien und Werkstoffe ressourceneffizient und möglichst schadstofffrei sowie für eine lange 
Lebensdauer konzipiert. Komponenten können ausgetauscht und Softwareupdates eingespielt werden. 
Nach Ende der ersten Nutzungsphase werden Produkte und Komponenten (z. B. durch Reparatur) 
wiederverwendet oder für eine Wiederverwendung vorbereitet und stehen für eine weitere 
Nutzungsphase zur Verfügung. Nicht mehr nutzbare Komponenten und Materialien werden hochwertig 
recycelt. Die sonstige Verwertung, insbesondere die energetische Verwertung sowie die Beseitigung 
von Abfällen beschränken sich auf die Abfälle, bei denen eine sichere Schadstoff- und 
Störstoffausschleusung bzw. -zerstörung erforderlich ist und eine Wiederverwendung oder stoffliche 
Verwertung nicht in Betracht kommt, und stellen somit mengenmäßig eine Ausnahme dar.  

Stoffkreisläufe sind weitgehend geschlossen und es existiert ein stabiler Markt für Rezyklate. Der Einsatz 
von möglichst schadstofffreien Rezyklaten, d.h. aus Abfällen zurückgewonnenen Sekundärmaterialien, 
bei der Herstellung neuer Produkte ist der Standard. Möglichst schadstofffreie Sekundärmaterialien 
werden in großem Umfang und zu stabilen Preisen auch mittels gezielten Managements des 
anthropogenen Lagers zurückgewonnen (Urban Mining). Die internationalen Absatzmärkte für 
Sekundärmaterialien haben zu Investitionen in ausgefeilte Sammel- und Rücknahmestrukturen und zu 
Weiterentwicklungen der Recyclingtechnologien geführt. Recyclingtechnologie „Made in Germany“ 
trägt zur Sicherheit der Rohstoffversorgung des europäischen Binnenmarktes bei. Wo neuer 
Rohstoffinput in die Produktion erforderlich ist, werden möglichst nachhaltig gewonnene 
Primärrohstoffe verwendet. Der Primärrohstoffbedarf in Deutschland ist auf diese Weise und im 
Zusammenspiel mit der Energie-, Mobilitäts- und der Ernährungswende deutlich gesunken. Die mit der 
Rohstoffgewinnung einhergehenden negativen sozialen Wirkungen und Umweltwirkungen sind spürbar 
zurückgegangen und es ist sichergestellt, dass die Sekundärverwertung mit minimierten Risiken für die 
Arbeitsplätze assoziiert ist.  

Digitalisierung als Enabler für zirkuläres Wirtschaften ist gut etabliert. Produktionsprozesse sind 
digitalisiert und liefern produktspezifische Daten, die entlang einer transparenten Wertschöpfungskette 
geteilt, verarbeitet und verändert werden können. Eine Rückverfolgbarkeit der Materialien ist 
gewährleistet. Die Transparenz, z. B. durch verbindlichen Informationsaustausch zu Inhaltsstoffen, 
Reparatur- und Wartungsinformationen, Umweltwirkungen usw. in der Wertschöpfungskette unter 
Wahrung kartellrechtlicher Grenzen und Implementierung von Open Source-Lösungen, ist hoch und 
führt zu kreislaufwirtschaftstauglichen Entscheidungen zu Gestaltung, Nutzung, Reparatur und 
Recycling von Elektro(nik)geräten und IKT. 

Die Unternehmen (auch KMU) sind über alle technologischen Optionen zu Ressourceneffizienz und 
Zirkularität gut informiert und verfügen über die notwendigen Qualifikationen; auf dieser Basis planen 
sie Investitionen und verbessern ihre Produktionsprozesse kontinuierlich. 

Die wichtigsten Massenströme sind zirkulär, so z. B. im Bau. Dem Um- und Ausbau von Gebäuden und 
Bauwerken und deren Weiternutzung wird Priorität eingeräumt. Wo nötig, wird dies durch 
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kreislaufgerecht und klimafreundlich geplante und gebaute Neubauten ergänzt. Der ab 2030 errichtete 
Gebäudebestand ist nachhaltig und kreislaufgerecht geplant und digital dokumentiert. Graue 
Emissionen der Herstellungs- und Instandhaltungsphase werden so soweit wie möglich reduziert. Die 
flexible Um- und Weiternutzung von Gebäuden ermöglicht lebensphasengerechte Wohnformen sowie 
eine optimale Anpassung auf sich ändernde Bedarfe für Büro- und Gewerbeflächen. Der Trend der 
stetigen Zunahme der Bodenversiegelung wurde umgekehrt. Ressourceneffiziente Bauweisen sind im 
Hoch- und Tiefbau Standard, dazu zählen auch nachwachsende Rohstoffe. Kommt es zum Rückbau von 
Gebäuden, werden die gewonnenen Bauteile so lange wie möglich weiterverwendet. Das anthropogene 
Lager ist ein wichtiges Rohstofflager der Bauindustrie. Die Partnerländer der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit tragen zur Kreislaufwirtschaft bei. Sie wurden von Deutschland, der EU 
und anderen Partnern in ihren Transformationsbestrebungen unterstützt. Partnerländer, die von 
Rohstoffexporten abhängig waren, haben ihre Volkswirtschaften diversifiziert und Investitionen in 
nachhaltige Wirtschaftssektoren realisiert. Deutschland hat seine Partner bspw. durch wirtschafts- und 
industriepolitische Beratung, Kooperationen und Kapazitätsaufbau unterstützt, die Potenziale der 
Kreislaufwirtschaft zu heben. Die notwendigen Finanzierungsangebote sind auf die Bedürfnisse 
öffentlicher und privater Akteure in den Partnerländern angepasst. Der Aufbau der benötigten 
ressourceneffizienten Infrastruktur wurde unterstützt. 

1.4 Beitrag zum Klimaschutz und zur Dekarbonisierung der Wirtschaft  

Um seinen Beitrag zum Pariser Klimaschutzübereinkommen zu leisten, hat Deutschland 2019 seine 
Klimaziele im Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) verbindlich verankert, darunter – nach Novellierung des 
KSG – das Erreichen der Treibhausgasneutralität bis 2045. 

Dieses Ziel wird nicht allein durch Energieeinsparungen und die Umstellung fossiler Energieträger auf 
Erneuerbare Energien im Energie-, Verkehrs-, Industrie- und Gebäudesektor erreicht werden können, 
vielmehr bedarf es auch einer beschleunigten Transformation hin zu einer zirkulären und 
klimafreundlichen Wirtschaft in Deutschland.  

Energie- und Ressourcenwende müssen verzahnt werden: Global sind über die Hälfte aller 
Treibhausgasemissionen auf die Gewinnung und Weiterverarbeitung von Rohstoffen zurückzuführen24.. 
In Deutschland entfallen fast ein Viertel der Treibhausgasemissionen auf den Industriesektor, davon 
wiederum rund 50 Prozent allein auf die Produktion von Stahl, Beton und Zement sowie Kunststoffen25. 
In der gesamten Wirtschaft lassen sich durch das Zusammenspiel von Energie- und Ressourcenwende 
hin zu einer „echten“ Kreislaufwirtschaft international Synergien heben. Durch Kreislaufwirtschaft kann 
sich die Dekarbonisierung der Wirtschaft schneller, sicherer und kostengünstiger erreichen lassen26. Die 
konkreten Potenziale zur Dekarbonisierung allein des Industriesektors in Deutschland, Europa und 
international durch Kreislaufwirtschaft belaufen sich bei systematischer Anwendung aller zehn R-
Strategien bis zum Jahr 2050 auf ca. 30 bis 50 Prozent27. Die R-Strategien umfassen das gesamte Leben 
eines Rohstoffs oder Produkts – beginnend mit der Ressourcenentnahme, über das Produktleben bis 
hin zum Lebensende. Alle R-Strategien haben das Ziel, den Verbrauch an Primärressourcen zu 
reduzieren und den Einsatz von Sekundärrohstoffen zu fördern (vgl. Kap 3.1). 
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Die Kreislaufwirtschaft hat also enormes Potenzial für den Klimaschutz. Diese Klimaschutzpotenziale 
sind jedoch in den Inventarberichten im Rahmen der UNFCCC Treibhausgasemissionen nicht ersichtlich. 
In der Quellkategorie (Common Reporting Format - CRF) 5 „Abfall und Sonstiges“ werden nur direkte 
Emissionen berichtet, die unmittelbar aus der Behandlung von Abfällen in Abfalldeponien oder durch 
biologische Behandlungsverfahren von Abfällen oder Abwasser entstehen. Die sehr relevanten 
Treibhausminderungen, die z.B. im Energiesektor oder in der Industrie durch die Kreislaufwirtschaft 
entstehen, werden in dieser Kategorie nicht erfasst, um Doppelzählungen zu verhindern. In der Folge 
werden die tatsächlichen CO2-Minderungspotenziale der Kreislaufwirtschaft in der 
Klimaschutzberichtserstattung nur unzureichend wiedergegeben und abgebildet. Eine vom BMWK in 
Auftrag gegebene Studie „Klimaschutzpotenziale der Kreislaufwirtschaft“ 28 zeigt in einer differenzierten 
Analyse, dass bereits heute durch das Recycling eine jährliche Einsparung von Treibhausgasen von rund 
60 Millionen Tonnen erzielt wird. Schon heute leisten Kreislauf- und Abfallwirtschaft in Deutschland so 
eine Minderung der Treibhausgasemissionen von mindestens 100 Millionen Tonnen im Vergleich zum 
Basisjahr 1990. Werden die weiteren möglichen Potenziale der Kreislaufwirtschaft auf allen Ebenen voll 
ausgeschöpft, lassen bis zum Jahr 2030 zusätzlich Klimaschutzpotenziale von rund 80 Millionen Tonnen 
CO2eq erzielen, davon ca. 35 Millionen Tonnen in den Bereichen Metallproduktion, Chemie und Zement. 

Die Dekarbonisierung der Wirtschaft, also das Erreichen der Treibhausgasneutralität, erfordert eine 
strategische und langfristig ausgerichtete Umstellung von Verfahrens- und Produktionsprozessen. Um 
dementsprechende Investitionen auszulösen und die Transformation anzuschieben, sind verlässliche 
und stabile Rahmenbedingungen, effiziente fiskalpolitische Ansätze wie z.B. CO2-Bespreisung, 
Quotenregelungen, Herkunftsnachweise und Zertifikate sowie eine zielgerichtete Innovationsförderung 
erforderlich. So werden Umstellungen bei Schlüsseltechnologien und neue, innovative 
Verfahrensansätze und Kooperationen angereizt. Stabile Rahmenbedingungen beinhalten nicht nur 
Fragen der Besteuerung, sondern müssen auch genügend Spielräume für Re-Investitionen und 
unternehmerische Risikoabsicherung sowie einen fairen Marktzugang adressieren. 

Bei Produktionsprozessen wird es für das Ziel einer treibhausgasneutralen Wirtschaft neben einer 
Umstellung auf Verfahren auf Basis Erneuerbarer Energien und Rohstoffe und einer Umstellung von 
Produktionsprozessen auch auf eine am Kreislaufgedanken orientierte Transformation gesamter 
Wertschöpfungsketten ankommen. Diese Wertschöpfungsketten müssen die physischen Qualitäten der 
Produkte und Rohstoffe bis zum Ende der Nutzungsphase erhalten und gleichzeitig wettbewerbsfähig 
sein. Dies erfordert ein nachhaltiges, auf Kreislaufwirtschaft ausgerichtetes, innovatives Produktdesign. 
In Kombination mit Konzepten der Kreislaufwirtschaft kann eine dekarbonisierte Wirtschaft 
internationale Wettbewerbsfähigkeit erlangen, wenn die hierfür erforderlichen Technologien skaliert 
und die spezifischen Treibhausgas-Minderungskosten deutlich reduziert werden können. Hinzu kommt 
ein für viele Bereiche, beispielsweise für das Recycling einzelner Rohstoffe, bereits weit 
fortgeschrittenes Entwicklungsniveau dieser Technologien. Die Kreislaufwirtschaft kann dazu beitragen, 
die Transformationsgeschwindigkeit zu erhöhen und mittel- und langfristige Minderungsziele zu 
erreichen. Gleichzeitig bieten diese Technologien durch künftige Vermarktung auf den Weltmärkten das 
Potenzial, mittel- und langfristig zusätzliche Wertschöpfung zu schaffen. Deren Skalierung führt 
gleichzeitig zu Kostensenkungseffekten. 
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Gegenüber einer rein auf Dekarbonisierung der Primärproduktion setzenden Strategie könnten nach 
Auffassung vorliegender Studien bei einer Kombination von Kreislaufwirtschaft und Dekarbonisierung 
die Vermeidungskosten pro Tonne CO₂ bis 2045 für Stahl, Beton und Zement und Kunststoffe in den 
Nachfragesektoren Gebäude, Fahrzeuge und Verpackungen erheblich reduziert werden (vgl. Abb.3). 

 
Abbildung 3 Minderungspotentiale durch die Kombination von Kreislaufwirtschaft und Dekarbonisierung der Primärproduktion 
in Deutschland, (Quelle: Agora Industrie und Systemiq, 2023)29 

Zentral für die beschleunigte Reduktion von Treibhausgasemissionen auf Basis einer Kreislaufwirtschaft 
ist es, simultan alle R-Strategien zu aktivieren (vgl. Kap. 3.1), also bereits die Nachfrage nach (neuen) 
Produkten durch anderweitige Bereitstellung der mit den Produkten verbundenen Funktionen zu 
vermeiden, den Rohstoffeinsatz der Produktion zu senken (R0-R2), die Lebensdauer von Produkten oder 
Komponenten (R3-R7) sowie die Recyclingfähigkeit zu erhöhen (R8-R9). Die Transformation zur 
treibhausgasneutralen Wirtschaft durch Zirkularität kann durch unterschiedliche Strategien 
vorangetrieben werden, z.B.: 

• Ein wichtiger Hebel ist die Erhöhung der Ressourceneffizienz in der Produktion, (R2) beispielsweise 
durch die Minimierung von Materialverlusten, Leichtbaukonzepte im Produktdesign oder 
Optimierung von Materialqualitäten. Im Vergleich zur Steigerung der Energieeffizienz der Industrie 
konnte die Materialeffizienz in der Vergangenheit nur deutlich langsamer gesteigert werden, 
obwohl Rohstoffe im verarbeitenden Gewerbe für einen deutlich größeren Kostenblock 
verantwortlich sind30; u.a. bedingt durch die Diversität von eingesetzten Rohstoffen und der damit 
höheren Anzahl an notwendigen Einzelmaßnahmen. Gleichzeitig fehlt speziell in KMU noch ein 
transparenter Überblick über die Gesamtkosten, die für Rohstoffe anfallen. Ein optimiertes auf 
Materialeffizienz und Kreislauffähigkeit ausgerichtetes Produktdesign kann erheblich zur 
Einsparung von Rohstoff- und Energieeinsatz beitragen und Treibhausgasemissionen einsparen. 
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ebenfalls konkrete Handlungsansätze für eine sichere und dauerhafte Versorgung der deutschen 
Industrie mit Sekundärrohstoffen aus dem Recycling erarbeitet, die auch in den Handlungsfeldern der 
NKWS berücksichtigt werden, beispielsweise die Förderung eines recyclingfreundlichen Produktdesigns 
oder Anreizsysteme für den Einsatz von Recyclingrohstoffen. Der inhaltliche Fokus der Dialogplattform 
liegt auf metallischen Rohstoffen und Industriemineralen37. 

Bei der Umsetzung der NKWS gilt es, die genannten nationalen, europäischen und globalen Ansätze der 
Rohstoffpolitik zu berücksichtigen und aufeinander abzustimmen zur Schaffung von 
verantwortungsvollen, nachhaltigen Rohstofflieferketten.  

1.6 Wohlstand, Wettbewerbsfähigkeit und nachhaltiges Wirtschaftswachstum  

Die Bundesregierung will die Rahmenbedingungen schaffen, damit die großen Potentiale gehoben 
werden können, die eine Kreislaufwirtschaft für die Sicherung von Wohlstand, Wertschöpfung und 
stabile Arbeitsplätze in Deutschland und Europa bereithält. Die Wachstumschancen durch eine zirkuläre 
Wirtschaft werden in verschiedenen Studien als erheblich eingeschätzt. So ist durch zirkuläres 
Wirtschaften eine jährliche Steigerung der Bruttowertschöpfung der deutschen Wirtschaft bis 2030 um 
12 Milliarden Euro möglich.38 Andere Schätzungen gehen global von einem Marktpotential bei 
Konsumgütern in der Kreislaufwirtschaft von mittelfristig (2030) 650 Mrd. € pro Jahr aus.39 Aufgrund 
seiner Vorreiterrolle bei Forschung, Technologie und industriellem Know-how kann Deutschland zum 
führenden Anbieter für Technologien der Kreislaufwirtschaft und zirkuläre Produktionsprozesse 
werden. Die NKWS beschreibt Maßnahmen, um die großen Wertschöpfungs- und 
Beschäftigungspotentiale solch innovativer Technologien und Geschäftsmodelle – gerade auch im 
Mittelstand – zur Geltung zu bringen. Produkte, Dienstleistungen und Technologien für eine zirkuläre 
Wirtschaft bergen wichtige Wettbewerbsvorteile für deutsche Unternehmen.  

Für den Arbeitsmarkt sind längerfristig positive Effekte zu erwarten, wobei langfristig eine Verschiebung 
von den rohstoff- und energieintensiven Bereichen insbesondere zu Sekundärproduktion und Recycling, 
Reparatur und allgemeinen Dienstleistungen zu erwarten ist. Damit können auch Veränderungen in 
Bezug auf die Struktur der Beschäftigung einhergehen, auch mit Blick auf Einkommen, Qualifikationen 
und die Berufsbilder. Diese Entwicklungen gilt es aufmerksam zu beobachten, um etwaige 
Gestaltungsherausforderungen frühzeitig erkennen zu können. Der Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) und das Beratungsunternehmen Deloitte gehen bis 2030 von einer jährlichen Steigerung 
der Bruttowertschöpfung der deutschen Wirtschaft um 12 Mrd. € sowie einem Beschäftigungszuwachs 
von 117.000 Arbeitsplätzen aus.  

Die Transformation zu einer umfassenden Kreislaufwirtschaft wird die deutsche Wirtschaft 
zukunftsfähiger machen. Der dafür bis 2045 notwendige kontinuierliche Strukturwandel soll durch 
sozialpolitische Maßnahmen flankiert werden, um die gesamtgesellschaftlichen Anpassungsbedarfe 
und Gewinne fair zu verteilen. Zudem sind die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, damit 
nachhaltiger Konsum für alle Verbraucherinnen und Verbraucher bezahlbar ist und bleibt. Innovative 
Lösungen wie „Nutzen statt Besitzen“ oder „Reparieren statt Wegwerfen“ bereiten den Weg für neue 
Geschäftsmodelle und können Konsumentinnen und Konsumenten entlasten.  
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2. Leitlinien, Ziele und Indikatoren 

2.1 Leitlinien für eine nachhaltige Kreislaufwirtschaft 

Die Transformation zur Kreislaufwirtschaft ist eine zentrale Voraussetzung für die Erreichung der 
gesetzlich verankerten Ziele des Klimaschutzes, der Ziele der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, den 
Erhalt der Artenvielfalt, die Reduzierung der Verschmutzung unseres Planeten wie auch für die 
zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Dementsprechend muss 
Kreislaufwirtschaft so gestaltet werden, dass sie möglichst effektiv auf diese Ziele einzahlt. Daraus lassen 
sich konkrete Leitlinien für die Kreislaufwirtschaft ableiten: 

• Absolute Senkung des Primärrohstoffverbrauchs und der damit verbundenen Umweltwirkungen, 
insbesondere der Treibhausgasemissionen und des Biodiversitätsverlustes bei gleichzeitiger 
Berücksichtigung der damit einhergehenden wirtschaftlichen Herausforderungen und Potentiale.  

• Wahrung der planetaren Grenzen. 

• Entkopplung der Wirtschaftsentwicklung vom Rohstoffeinsatz und dessen Umweltwirkungen im In- 
und Ausland.  

• Abfallvermeidung bei gleichzeitig minimalem Eintrag von Schadstoffen in die Umwelt.  

• Keine internationale Verlagerung sozialer Folgen und Umwelteffekte durch die NKWS. 

• Optimierung des gesamten Produktlebenszyklus. 

• Etablierung einer möglichst schadstofffreien Kreislaufwirtschaft: Neue Produkte sind so zu 
gestalten, dass sie möglichst schadstofffrei sind. Bei der Herstellung von Sekundärrohstoffen sind 
die Schadstoffe, die in bereits im Verkehr befindlichen Produkten enthalten sind, unter sicheren 
Bedingungen für Beschäftigte abzutrennen und umweltverträglich zu entsorgen. Der Vollzug 
bestehender Abkommen, z. B. Basler Übereinkommen, wird gestärkt, damit gefährliche Abfälle 
nicht exportiert werden.  

• Reduktion der Abhängigkeit von Rohstoffimporten– insbesondere mit Blick auf solche Rohstoffe, 
die die Europäische Kommission als kritisch oder strategisch eingestuft hat. Die NKWS unterstützt 
daher die bestehenden und künftigen Ansätze der nationalen und europäischen Rohstoffpolitik zur 
Schaffung von verantwortungsvollen Rohstofflieferketten.  

• Schaffung und Sicherung zukunftsfester und hochwertiger Beschäftigung in einer nachhaltigen, 
klimaneutralen Wirtschaft.  

• Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit durch zukunftsfähige zirkuläre Geschäftsmodelle. 
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• Erhöhung der Innovationsfähigkeit durch Sicherung funktionsfähigen Wettbewerbs bei 
gleichzeitiger Transparenz und Kooperationsmodellen: Ein zentraler Vorteil der Kreislaufwirtschaft 
gegenüber linearem Wirtschaften ist die deutlich erhöhte Transparenz der Wertschöpfungskette, 
wozu auch digitale Technologien wie der digitale Produktpass und Infrastrukturen beitragen. 

• Zirkuläre Konsummuster: Die NKWS soll Impulse setzen, zirkuläre Konsummuster im Sinne der 
vorrangigen Strategieansätze wie „reduce, refuse und rethink“ zu unterstützen.  

• Die Transformation zu einer Kreislaufwirtschaft soll sozial gerecht gestaltet werden, u. a., durch 
Beachtung des Verursacherprinzips und der Vulnerabilität von Bevölkerungsgruppen. 

• Beitrag zur Rohstoffwende: Die Kreislaufwirtschaft muss einen Beitrag zum Ersatz fossiler Rohstoffe 
durch nachhaltige Rohstoffe leisten. Auch bei nachhaltigen Rohstoffen ist eine ressourceneffiziente 
Kreislaufwirtschaft essentiell, da einige nachhaltige Rohstoffe, z. B. nachhaltige Biomasse, nur 
begrenzt verfügbar sind. 

2.2 Leitbild und Ziele  

Die Leitlinien lassen sich in einem Leitbild und drei übergeordneten Zielen konkretisieren: 

• Leitbild:  Senkung des Primärrohstoffverbrauchs  

• Ziel 1:   Schließung von Stoffkreisläufen 

• Ziel 2: Erhöhung von Rohstoffsouveränität und Rohstoffversorgungssicherheit 

• Ziel 3: Vermeidung von Abfällen 

Das Leitbild und die Ziele sollen dazu beitragen, dass die NKWS eine Kreislaufwirtschaft im Sinne der 
Leitlinien befördert. Angesichts der inhaltlich komplexen Anforderungen für eine umfassende 
Kreislaufwirtschaft, werden neben den hier genannten übergeordneten Zielen zusätzlich konkrete Ziele 
für die verschiedenen Handlungsfelder und Querschnittsthemen festgelegt und in den jeweiligen 
Kapiteln dargestellt. Anhand von Indikatoren, soll für das Leitbild und die übergeordneten Ziele geprüft 
werden, ob die zentralen Hebel für eine Kreislaufwirtschaft bewegt werden:  

Leitbild: Senkung des Primärrohstoffverbrauchs  

Die Bundesregierung strebt mit der NKWS an, die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass auf Basis 
der Ziele der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie die Menge der in Anspruch genommenen 
Primärrohstoffe für Konsum und Investitionen in Deutschland inklusive der dafür im Ausland 
notwendigen Vorketten abzüglich der Exporte bis zum Jahr 2045 deutlich sinken kann. Dabei dient der 
Vorschlag des International Resource Panel der UNEP für die Konkretisierung der UN Sustainable 
Development Goals, weltweit bis 2050 eine durchschnittliche Intensität des Rohstoffverbrauchs von 6 
– 8 Tonnen pro Kopf und Jahr zu erreichen, als eine Orientierung. Das Leitbild wird, beginnend 2030, 
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alle fünf Jahre unter Beteiligung der Wirtschaft unter folgenden Gesichtspunkten evaluiert und 
erforderlichenfalls angepasst. Dabei soll insbesondere berücksichtigt werden: 

• Entwicklung von Rohstoffbedarfen, Rohstoffkosten und Rohstoffverfügbarkeiten, 

• Stoffstromspezifische Rahmenbedingungen, 

• Ökologische, ökonomische und soziale Wirkungen zentraler Maßnahmen, 

• Rohstoffverbräuche, die sich aus notwendigen Investitionen ergeben.  

Der Primärrohstoffverbrauch wird auf nationaler Ebene über den Indikator „Raw Material 
Consumption“ (RMC, Rohstofffußabdruck) statistisch erfasst. Unternehmen und privaten Haushalten 
entsteht hierüber kein bürokratischer Aufwand. 

Die Weltgemeinschaft hat sich in den globalen Zielen für nachhaltige Entwicklung und der Agenda 2030 
zum Ziel gesetzt, bis 2030 die nachhaltige Bewirtschaftung und effiziente Nutzung der natürlichen 
Ressourcen zu erreichen (Unterziel 12.2). Internationale Organisationen wie das International Resource 
Panel und das World Economic Forum haben berechnet, dass global ein Primärrohstoffbedarf von 6 bis 
8 Tonnen pro Kopf und Jahr im Jahr 2050 mit den planetaren Grenzen vereinbar ist40. Hieran orientiert 
sich die Bundesregierung. Angesichts des Ausgangswerts von aktuell 15,3 Tonnen pro Kopf (2021)41 ist 
der Orientierungswert des Leitbilds von 6 - 8 Tonnen ambitioniert und erfordert einen erfolgreichen 
Übergang zur Kreislaufwirtschaft sowie zur Treibausgasneutralität bis 2045. Fast ein Viertel unseres 
heutigen Rohstoffbedarfes machen alleine fossile Energieträger aus, die mit Erreichen der 
Treibhausgasneutralität weitestgehend entbehrlich werden und damit zum hier vorgeschlagenen Ziel 
erheblich beitragen. Leichtbau-Technologien, mit denen Material eingespart und Gewicht optimiert 
wird, das Sanieren im (Immobilien)Bestand und die auf den Weg gebrachten Maßnahmen zur 
Dekarbonisierung der Industrie leisten durch Innovationen und neue Verfahren ebenfalls einen großen 
Beitrag zur Senkung des Rohstoffbedarfs.  

Ein deutlich verringerter Rohstofffußabdruck wird dabei nicht allein durch die Maßnahmen der NKWS 
oder durch die Kreislaufwirtschaft im engeren Sinne erreicht werden können, sondern dann, wenn die 
angestrebte Transformation als Querschnittsaufgabe auch in anderen Politikbereichen und den 
entsprechenden Programmen verankert wird (vgl. Kap. 1.6). Mehrere Studien und Szenarien zeigen, 
dass dieses Ziel erreichbar ist, darunter die RESCUE-Studie42 des Umweltbundesamtes oder die Studie 
„Modell Deutschland Circular Economy“43.  

Ziel 1: Schließung von Stoffkreisläufen 

• Das Ziel der EU, den prozentualen Anteil von Sekundärrohstoffen an der Gesamtmenge aller 
genutzten Rohstoffe gegenüber dem Ausgangswert im Jahr 2021 bis zum Jahr 2030 zu verdoppeln, 
wird national aufgegriffen und durch Maßnahmen in allen wichtigen Stoffströmen unterstützt 
(Indikator CMUR). Dabei sind ausreichende Verfügbarkeit von Rezyklaten, ihre Qualität und 
Akzeptanz sowie eine flankierende konsequente Marktanalyse zentrale Bedingungen. 
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• Die Qualität von bislang unzureichenden Recyclingprozessen soll signifikant erhöht werden.  

Auch das EU-Ziel „Verdopplung des Anteils von Sekundärrohstoffen an der Gesamtmenge aller 
genutzten Rohstoffe“, dass mit der NKWS national aufgegriffen wird, ist herausfordernd und bedarf 
neben einer Steigerung von Menge und Qualität von Rezyklaten auch der Stärkung zirkulärer 
Geschäftsmodelle, der konsequenten Abfallvermeidung und einer Verlängerung der Nutzungsdauer von 
Produkten. Insofern zahlt die Reduktion des Rohstoffkonsums auch auf dieses Ziel ein – allein über ein 
verbessertes Abfallmanagement und Recycling ist eine Verdopplung nicht erreichbar.  

Gemessen werden soll das Ziel an dem Indikator Zirkularitätsrate, Circular Material Use Rate (CMUR) 
Dieser gehört zu den Leitindikatoren der Europäischen Kommission zur Kreislaufwirtschaft, die 
regelmäßig von Eurostat erhoben werden. Die Europäische Kommission hat für die EU27 das Ziel 
benannt, die CMUR gegenüber dem Wert vom Jahr 2021 bis zum Zieljahr 2030 zu verdoppeln. Im Jahr 
2022 lag die EU-weite CMUR bei 13 Prozent (Eurostat, 2023). Damit liegt der Zielwert einer CMUR für 
die EU27 für das Jahr 2030 bei 26 Prozent. In Deutschland entspricht die CMUR mit 12,7 Prozent im Jahr 
2021 in etwa dem europäischen Durchschnitt. 

 
Abbildung 5 Circular Material Use Rate (CMUR)44, (Quelle: Eurostat, 2023) 

Ziel 2: Rohstoffsouveränität und Rohstoffversorgungssicherheit erhöhen 

Mit der NKWS wollen wir im Einklang mit europäischen Zielen die Sicherheit der Rohstoffversorgung 
stärken. Deutschland importiert erhebliche Anteile seiner Rohstoffe und unterliegt gerade bei kritischen 
und strategischen Rohstoffen großen Abhängigkeiten. Um die damit verbundenen Risiken zu verringern 
und die Rohstoffresilienz zu verbessern, wird folgendes Ziel definiert: 

• Entsprechend der EU-Ziele im Critical Raw Material Act sollen die Produktionskapazitäten der EU 
10 Prozent des Bedarfes an strategischen Rohstoffen in der EU und 40 Prozent des Bedarfes an 
weiterverarbeiteten Rohstoffprodukten decken können. Die Recyclingkapazität der EU soll es 
ermöglichen, 25 Prozent der strategischen Rohstoffe bis 2030 zu decken. Kein Rohstoff soll zu mehr 
als 65 Prozent aus einem einzigen Drittland bezogen werden. Deutschland unterstützt diese 
Zielsetzung national mit der NKWS durch wirksame Maßnahmen. 
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Das Ziel, die Rohstoffversorgungssicherheit zu erhöhen, und auch die Unabhängigkeit von 
Rohstoffimporten durch den Einsatz von Sekundärrohstoffen zu steigern, erfordert eine 
Weiterentwicklung von Infrastrukturen der Sammlung und Verwertung von Abfällen entlang kompletter 
Wertschöpfungsketten. Es bedarf einer Stärkung des zirkulären Produktdesigns und zirkulär 
ausgerichteter Geschäftsmodelle – es reicht nicht, nur am Ende der Wertschöpfungskette anzusetzen 
und besser zu recyceln. Zudem sind entsprechende Verfahren wie auch sekundäre Rohstoffe an sich oft 
noch mit sehr viel höheren Kosten verbunden als herkömmliche Ansätze, weshalb noch stärker auch auf 
Fragen der Wirtschaftlichkeit zu achten ist. Hierbei bedarf es der Förderung von verantwortungsvollen 
und nachhaltigen Rohstofflieferketten, in denen neben den ökonomischen auch die sozialen und 
ökologischen Nachhaltigkeitsprinzipien entlang der gesamten Wertschöpfungs- und Lieferketten 
berücksichtigt werden. Die Erreichung des Ziels einer Steigerung des Sekundärrohstoffeinsatzes soll 
durch den Indikator DIERec45 (direkte und indirekte Effekte des Recyclings) in Relation zum 
Primärrohstoffeinsatz (RMI) dokumentiert werden.  

Ziel 3: Vermeidung von Abfällen 

• Das Pro-Kopf-Aufkommen an Siedlungsabfällen soll bis zum Jahr 2030 um 10 Prozent und bis zum 
Jahr 2045 um 20 Prozent sinken im Vergleich zum Jahr 2020. 

In den globalen Nachhaltigkeitszielen (SDGs) wird angestrebt, bis 2030 das Abfallaufkommen durch 
Vermeidung, Verminderung, Wiederverwertung und Wiederverwendung deutlich zu verringern (SDG 
12.5). Im Jahr 2020 gab es in Deutschland ein Pro-Kopf-Aufkommen an Siedlungsabfällen von 613 kg46. 
Im Sinne einer umfassenden Kreislaufwirtschaft setzen wir bei der Reduzierung dieser Abfallmenge und 
damit auf der ersten Stufe der Abfallhierarchie an. Dieses Ziel ist ambitioniert, erscheint mit Blick auf 
die zu einzelnen Stoffströmen aktuell diskutierten oder bereits vereinbarten Vermeidungsziele auf 
nationaler und internationaler Ebene aber erreichbar. Die kommende EU-Verpackungsverordnung 
(Verfahren (2022/0396)47 sieht vor, dass die pro Kopf anfallenden Verpackungsabfälle von den 
Mitgliedstaaten bis zum Jahr 2030 um 5 Prozent gegenüber den von der Kommission für das Jahr 2018 
gemeldeten Zahlen reduziert werden. Für das Jahr 2040 ist eine Verringerung um 15 Prozent 
vorgesehen. Die Maßnahmen zur Reduzierung von Abfällen sind vielfältig und adressieren sowohl die 
öffentliche Hand, aber auch Wirtschaftsakteurinnen und -akteure sowie Verbraucherinnen und 
Verbraucher. Das Abfallvermeidungsprogramm des Bundes unter Beteiligung der Länder und dessen 
Fortschreibung geben hierüber einen guten Überblick.  

2.3 Erfassung der Auswirkungen der Kreislaufwirtschaft auf Umwelt, Klima, Wirtschaft und 
Gesellschaft 

Das Leitbild bezieht sich auf die Mengen und Herkunft der eingesetzten Rohstoffe. Um die daraus 
folgenden umweltbezogenen und sozioökonomischen Wirkungen einer Kreislaufwirtschaft zu erfassen, 
werden die folgenden Indikatoren betrachtet: 

Indikatoren zur Erfassung der Umweltwirkung der Kreislaufwirtschaft 
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Geschäftsmodellen zählen z. B. Mehrwegsysteme sowie Angebote zur Einrichtung innovativer 
Rücknahme- und Sammelsysteme von Produkten, Produktteilen oder Materialien, um diese 
weiterverwenden oder recyceln zu können.  

Schon bei der Gestaltung eines Produktes muss der gesamte Lebenszyklus berücksichtigt werden. Dies 
kann durch rechtlich verbindliche Mindestanforderungen an die Produkte erfolgen, um das 
erforderliche Mindestmaß an Reparierbarkeit, Recyclingfähigkeit, Rezyklateinsatz, Schadstofffreiheit 
und Produktqualität/Langlebigkeit zu erreichen. Derzeit bietet vor allem die Ökodesign-Richtlinie 
(2009/125/EG) sowie die neue Ökodesign-Verordnung für nachhaltige Produkte49 einen rechtlichen 
Rahmen für die Produktgestaltung. Ergänzend bieten freiwillige Nachhaltigkeits- und Umweltlabel für 
Unternehmen die Möglichkeit, ein höheres Ambitionslevel hinsichtlich zirkulärer Produkte abzubilden. 
Sie geben Anbietern von Produkten und Unternehmen eine Orientierung, wie unter den aktuellen 
Rahmenbedingungen die ökologisch vorteilhafteren Produkte einer Produktgruppe gestaltet sind und 
setzen somit ein Beispiel für ein ambitioniertes Produktdesign.  

Darüber hinaus können die Aufklärung von Konsumentinnen und Konsumenten (s. nachfolgendes 
Kapitel) sowie die Ausbildung des entsprechenden Fachpersonals (Design, Produktentwicklung) 
unterstützt und weiterentwickelt werden. 

3.2.2 Ziele  

Auf Grundlage der in Kapitel 0 dargestellten Vision einer umfassenden Kreislaufwirtschaft für das Jahr 
2045 und als Ergänzung des Leitbildes und der übergeordneten Ziele, die in Kapitel 2 formuliert werden, 
gelten für dieses Handlungsfeld zusätzlich die folgenden Ziele: 

Zur Erreichung der Ziele sind auf Bundes- oder EU-Ebene u.a. die folgenden Maßnahmen erforderlich: 

Ambitionierte rechtliche Mindestanforderungen auf EU-Ebene: bis 2030 Erhöhung der Materialeffizienz 
(Indikator in Produktionsprozessen, der das Verhältnis der Materialmenge eines Produkts zu der für 
seine Herstellung eingesetzten Materialmenge misst) aller unter der Ökodesign-Richtlinie und der 
Ökodesign-Verordnung zu regulierenden Produkte, sowie die, in der Verordnung festgelegten 
Informationspflichten und Teil-Verbote in Bezug auf die Vernichtung von Waren zu einem 
umfassenderen Vernichtungsverbot weiterzuentwickeln. Warenvernichtungen sollen nur noch unter 
bestimmten Bedingungen wie insbesondere Sicherheitsbedenken, Gesundheitsrisiken oder 
Umweltschäden zulässig sein.  

Verbesserung der Rahmenbedingungen für kreislauffähige Produkte und Geschäftsmodelle: Ein Dialog 
mit Ländern und Bildungsträgern um zu erreichen, dass in relevanten Ausbildungsberufen, 
Studiengängen und Weiterbildungsmaßnahmen Wissen über ökologisches Design, Langlebigkeit und 
Produktgestaltung hinsichtlich Weiter- und Wiederverwertung verankert und verbreitet wird, um mehr 
kreislauffähige Produkte und Geschäftsmodelle in der Praxis zu generieren. 

Orientierung für Hersteller durch die Definition freiwilliger ökologischer Produktstandards: Für das 
Umweltzeichen „Blauer Engel“ bestehen bereits Anforderungen für Produkte aus Recyclingmaterialien 
(Papier, Kunststoffe, Betonwaren) und für Mehrwegsysteme sowie Materialeffizienzanforderungen in 
vielen weiteren Produktgruppen. Diese Anforderungen sollen bei der Auswahl neuer Produktgruppen 
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Schwellenländern haben sich heute überwiegend besonders ressourcenintensive Lebensstile 
durchgesetzt, die durch einen schnellen Durchsatz einer Vielzahl an Konsumgütern (z.B. 
Elektronikgeräte, Möbel, Bekleidung) mit entsprechend gesteigertem Abfallaufkommen.  

Vorhandene Angebote, Preise, konsumsteigernde Methoden der Anbieter und einfache Verfügbarkeit 
beeinflussen den Konsum genauso wie Moden und Konventionen. Das Internet ermöglicht 
Verbraucherinnen und Verbrauchern, sich einfach und schnell über Produkte und Dienstleistungen zu 
informieren und auch nachhaltigkeitsrelevante Aspekte zu recherchieren. Der Einzelhandel bzw. 
Onlinehandel bildet dabei eine wichtige Schnittstelle zwischen Herstellern und Verbraucherinnen und 
Verbrauchern. Bei beiden Handelswegen gibt es deutliches Optimierungspotenzial in Angebot und 
Darstellung nachhaltiger Produkte wie bei den Umweltwirkungen von (Versand-)Verpackungen, 
Transporten, dem Umgang mit nicht verkaufter Ware und im Onlinehandel dem Aufkommen an 
Retouren. Der zunehmende Direktvertrieb über Onlineplattformen (Manufacturer-to-Consumer-
Modelle) schafft neue Herausforderungen auch im Bereich des Verbraucherschutzes und für die 
Marktüberwachung. 

3.3.2 Ziele 

Auf Grundlage der in Kapitel 1.3 dargestellten Vision einer umfassenden Kreislaufwirtschaft für das Jahr 
2045 und als Ergänzung des Leitbildes und der übergeordneten Ziele, die in Kapitel 2 formuliert werden, 
gelten für dieses Handlungsfeld zusätzlich die folgenden Ziele: 

• Der konsumbezogene Treibhausgasausstoß pro Person, der aktuell bei jährlich 10,35 Tonnen liegt, 
soll bis 2030 gegenüber 2010 um mindestens 50 Prozent gemindert werden (Nationales Programm 
für nachhaltigen Konsum, Beschluss 2021)50.  

• Der Rohstoffeinsatz für den Konsum privater Haushalte, der im Konsumindikator der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie (12.1.ba) abgebildet wird51, soll bis zum Jahr 2030 kontinuierlich im 
Vergleich zum Jahr 2010 gemindert werden. 

• Der Marktanteil umweltfreundlicher Produkte mit glaubwürdigem Umweltsiegel (Indikator 12.1.a 
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie) soll bis zum Jahr 2030 auf mindestens 34 Prozent steigen, 
2022 lag der Anteil bei 13,9 Prozent.  

• Stärkung der Reparaturbetriebe, Zahl der Beschäftigten und des Umsatzes werden erhöht.  

3.3.3 Maßnahmen 

Damit unser Konsum weniger Ressourcen beansprucht und Teil einer umfassenden Kreislaufwirtschaft 
wird, ist es notwendig, dass sowohl die politischen Rahmenbedingungen geeignete Anreize und 
Leitplanken setzen als auch freiwilliges ressourcenschonendes Verhalten erleichtert wird und nachhaltig 
agierende Pioniere in Wirtschaft und Zivilgesellschaft gefördert werden.  
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Maßnahmen zur Förderung von Reparatur, zur Stärkung von Umweltzeichen, zur Steigerung der 
Transparenz bei Umweltaussagen sowie für Ressourcenschonung im Onlinehandel sind dabei von 
zentraler Bedeutung:  

Zur Erreichung der Ziele sind auf Bundes- oder EU-Ebene u.a. die folgenden Maßnahmen erforderlich:  

Stärkung von Umweltzeichen und der Transparenz bei Umweltaussagen 

Den Konsum materialeffizienter Produkte (lange haltbar, leicht zu reparieren oder wiederaufbereiten, 
unter Zusatz von Rezyklaten und recycelbar hergestellt) durch geeignete Produktkennzeichnung und 
Nachhaltigkeitssiegel erleichtern. 

• Blauen Engel hinsichtlich der Ressourcenschonung weiterentwickeln: Im Produktportfolio des 
Blauen Engels sind bereits einige Qualitätskriterien mit klarer Ausrichtung auf Ressourcenschutz zu 
finden, wie Recyclingpapier, Produkte aus Recyclingkunststoff, Mehrwegverpackungen, 
Mehrwegbechersysteme oder auch Carsharing. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) erweitert das Portfolio des Blauen Engels stetig 
und veröffentlicht neue Qualitätsvorgaben bzw. Vergabekriterien: zum Beispiel für Catering und 
Kantinenbetrieb, Recyclingbeton und Papiertragetaschen.  

• Berücksichtigung Umweltzeichen für ressourceneffiziente Software: Ressourceneffiziente Software 
nimmt weniger Hardware-Kapazitäten in Anspruch, verringert den Energieverbrauch und verlängert 
die Nutzungsdauer von Hardware. Bei der Beauftragung der Entwicklung von Softwareprodukten 
durch die öffentliche Hand sollen die Vergabekriterien des Umweltzeichens Blauer Engel für 
„Ressourcen- und energieeffiziente Softwareprodukte“ (DE-UZ 215) angewandt werden. 

• Das Siegelvergleichsportal „Siegelklarheit“ 52 der Bundesregierung zur Erkennung guter und 
vertrauenswürdiger Nachhaltigkeits- und Umweltzeichen wird auf weitere Produktgruppen – auch 
hinsichtlich deren Zirkulärität - ausgeweitet und regelmäßig aktualisiert. Gleiches gilt für die 
zugrundeliegende - von der Bundesregierung geförderte - internationale Datenbank des 
Internationalen Handelszentrums der WTO/ UNCTAD (International Trade Centre – ITC) 
„Sustainability Standards Map“, die u.a. zudem auch „business-to-business“-Standards umfasst. 

Förderung von Reparaturen 

Neben den unterstützenden ökonomischen Instrumenten sollen die administrativen, technischen und 
logistischen Hürden bei Reparaturen – sowohl für Verbraucherinnen und Verbraucher als auch für 
herstellerunabhängige Reparateure – verringert werden. 

Für ein europaweites Recht auf Reparatur schafft die neue EU-Richtlinie zum „Right to Repair“ einen 
neuen und zukunftsweisenden Rahmen. Diesen Rahmen gilt es, national und gemeinsam mit unseren 
europäischen Partnerinnen und Partnern auszufüllen und wirksam umzusetzen. Dazu gehören auch 
flankierende Maßnahmen auf nationaler Ebene, die auf eine Stärkung des Rechts auf Reparatur für 
Verbraucherinnen und Verbraucher und Reparateure durch Instrumente zur Erleichterung der 
Reparatur und zur Verbesserung des Angebots abzielen. Flankierende Maßnahmen sind: 
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eingerichtete Deutsche Strategieforum beim Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) soll Normungsthemen und -projekte mit strategischer Relevanz für die deutsche Wirtschaft 
und Wettbewerbsfähigkeit in Zukunftsfeldern identifizieren und insbesondere in diesen Feldern zu einer 
starken Beteiligung deutscher Expertinnen und Experten in europäischen und internationalen 
Normungsgremien beitragen. Das Strategieforum spiegelt zudem das im Rahmen der EU-
Normungsstrategie eingerichtete High-Level-Forum.  

Die Normungsroadmap CIRCULAR ECONOMY53, welche das DIN, die Deutsche Kommission 
Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik (DKE) und der Verein Deutscher Ingenieure e. V. (VDI) mit 
Expertinnen und Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft entwickelt haben, 
zeigt den bestehenden Normungsbedarf auf. Dabei orientieren sich die Schwerpunkte an den 
Fokusthemen des Circular Economy Action Plans der EU: Digitalisierung, Geschäftsmodelle und 
Management, Elektrotechnik und IKT, Batterien, Verpackungen, Kunststoffe, Textilien, Bauwerke und 
Kommunen. Außerdem formuliert die Strategie Handlungsbedarfe für fünf Querschnittsthemen: 
Nachhaltigkeitsbewertung, Lebensdauerverlängerung, Digitaler Produktpass, Ende der 
Abfalleigenschaft und Recyclingfähigkeit. Folgende Aspekte sollten bei der Normung berücksichtigt 
werden: 

• Technische Standards für ein „Design-4-Circularity“ auf Material-, Produkt- und Prozessebene, 
insbesondere in Bezug auf Wiederverwendbarkeit/Mehrwegsysteme, Reparierbarkeit, 
Wiederaufbereitbarkeit, Lebensdauer, Recyclingfähigkeit und Einsatz möglichst schadstofffreier 
Sekundärrohstoffe, 

• Qualitätsstandards für einen skalierbaren Einsatz von Sekundärrohstoffen, 

• Technische Standards für das Abfallmanagement, 

• Technische Standards für die Bereitstellung und den Austausch digitaler Daten nach dem Prinzip 
der Datensparsamkeit (z.B. Digitaler Produktpass), 

• Umwelt- und Nachhaltigkeitsbewertungen von Produkten und Prozessen sowie 
Verbraucherinformation.  

3.4.2 Ziele 

Auf Grundlage der in Kapitel 1.3 dargestellten Vision einer umfassenden Kreislaufwirtschaft für das Jahr 
2045 und als Ergänzung des Leitbildes und der übergeordneten Ziele, die in Kapitel 2 formuliert werden, 
gelten für dieses Handlungsfeld zusätzlich das folgende Ziel: 

Normungsarbeit soll von Beginn an europäisch und international gedacht werden, um den Aufbau von 
Handelshemmnissen, die im Kontext einer ungleichen Transformation hin zu einer Circular Economy 
entstehen können, zu verhindern54. 
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• Zirkuläre Bauwirtschaft: Im Fokus der Erarbeitung auf europäischer Ebene stehen aktuell Normen 
und Standards, die bis ca. 2026 allgemeine Rahmenbedingungen und Begriffe des zirkulären Bauens 
und bis ca. 2027 die Themen Rückbau und Wiederverwendung/-verwertung 
(Sekundärrohstoffnutzung), Zirkularitätsbewertung von Gebäuden sowie den digitalen 
Gebäuderessourcenpass definieren.  

• Zirkularität bei Textilien: Im Bereich der Textilien sollen im Einklang mit den Ökodesign-
Anforderungen kurz- bis mittelfristig Qualitätsnormen erarbeitet werden. Dabei spielen Themen 
wie die Definition von Langlebigkeit für die einzelnen Produktgruppen (Langlebigkeitsindex), die 
Messung bzw. Ermittlung von Verbrauchsdaten und Produktbestandteilen sowie die Bewertung von 
Textilabfällen und deren Rezyklate eine übergeordnete Rolle.  

• Mehrwegverpackungen: Zur Unterstützung der Umsetzung der Mehrwegangebotspflicht sind 
konkretisierende Normen und Standards notwendig. Kurzfristig sollten Normungsprojekte 
angestoßen werden, die z.B. Hygiene- und Qualitätsstandards für Unverpackt- und 
Mehrweglösungen definieren sowie standardisierte Anforderungen an Eigenschaften zur 
Kompatibilität von Mehrwegverpackungen bei der Rücknahme, Rückführung und 
Wiederaufbereitung beschreiben.  

Normencheck 

Beteiligung an europäischen und internationalen Normungsprozessen 

Über die Normung sind frühzeitig nationale Interessen und Impulse in die technische Umsetzung der 
aktuellen europäischen Gesetzgebung einzubringen. Dies bezieht sich beispielsweise auf die Ökodesign-
Verordnung und die Richtlinie zum Recht auf Reparatur („Right to Repair“).  

Der Einsatz für den – strategischen – Ausbau der Beteiligung deutscher Expertinnen und Experten an 
europäischen und vor allem auch internationalen Normungsprozessen ist erforderlich, insbesondere 
hinsichtlich der Normenprozesse, die für eine Transformation zu einem zirkulären Wirtschaften von 
zentraler Bedeutung sind. Die Einbeziehung der Perspektive unserer Partner im „globalen Süden“ sowie 
KMU und Nichtregierungsorganisationen ist dabei zu berücksichtigen. 

Horizontale Normungsbedarfe werden in den im Jahr 2023 neu gegründeten branchen- und 
sektorunabhängigen Gremien wie dem CEN/TC 473 Circular Economy oder dem CEN/CLC/JTC 24 
Digitaler Produktpass sowie dem bereits bestehenden ISO/TC 323 Circular Economy erarbeitet.  

3.5 Ökonomische Instrumente und Finanzierung 

3.5.1 Status Quo 

Die bislang unzureichende Kreislaufführung ist unter anderem auf Preissignale zurückzuführen, die 
durch die Externalisierung von Umweltkosten verursacht werden. So werden die Kosten von 
Umweltbelastungen bei der Gewinnung und Verarbeitung von Rohstoffen oder der Entsorgung von 



 
  

 
Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie   29 
 

Abfällen ausgelagert und nicht in den Produktpreisen widergespiegelt. Natürliche Ressourcen werden 
dadurch übernutzt und es entstehen mehr Abfälle, als es im Sinne der gesamtgesellschaftlichen 
Wohlfahrt, des Klimas und der Umwelt tragfähig wäre. 

Mit ökonomischen Instrumenten können zirkuläre Konsum- und Produktionsmuster marktkonform 
angereizt und entsprechende Investitionen gefördert werden. Entsprechend beinhaltet auch der 
Aktionsplan Kreislaufwirtschaft der Europäischen Kommission das explizite Ziel der Förderung 
ökonomischer Anreizinstrumente55. 

Mit Blick auf den Status Quo ist der Anteil umweltbezogener Steuern am gesamten Steueraufkommen 
in Deutschland von 12,2 Prozent in 2005 auf 7,6 Prozent in 2021 gesunken. Insgesamt erreichte ihr 
Aufkommen 2021 einen Betrag von 68,2 Milliarden Euro.56 Auch im europäischen Vergleich lag der 
Anteil der umweltbezogenen Steuern am BIP in Deutschland 2021 mit 1,8 Prozent unter dem EU-
Durchschnitt von 2,24 Prozent57. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Bepreisung von CO₂-Emissionen, 
womit auch Anreize für den effizienteren Ressourceneinsatz bzw. die Verwendung von Rezyklat gesetzt 
werden. 

Finanzierungsinstrumente sind ebenfalls Treiber der Transformation zur Kreislaufwirtschaft mit neuen 
Technologien, Produkten und Geschäftsmodellen. Ziel der NKWS ist es, die Kreislaufwirtschaft auf ein 
„Level Playing Field“ mit der derzeitigen linearen Wirtschaftsweise zu bringen. Bei der Transformation 
in Richtung Kreislaufwirtschaft geht es darum, Finanzierungsinstrumente und ökonomische 
Instrumente zu kombinieren, um beispielsweise den Anteil der Sekundärrohstoffe am 
Gesamtrohstoffverbrauch sukzessive zu erhöhen, und gleichzeitig die Kosten für die Bereitstellung von 
Sekundärrohstoffen weiter zu reduzieren und die Qualität zu steigern58. Die Deutsche Sustainable 
Finance-Strategie verfolgt bereits das Ziel, die Kreislaufwirtschaft zu unterstützen59. Auf europäischer 
Ebene hat die Europäische Kommission im Rahmen der Taxonomie für nachhaltige Aktivitäten Kriterien 
für Investitionen in die Kreislaufwirtschaft entwickelt.  

Bisher steht auf Bundesebene die Forschungsförderung im Vordergrund, jedoch fehlen Instrumente, 
um öffentliche und private Mittel zu kanalisieren und Angebote von zirkulären Ressourcen, Produkten 
und Geschäftsmodellen zu skalieren. Ziel der Bundesregierung sollte es daher sein, Förderprogramme 
und Finanzierungsinstrumente so auszugestalten, dass sie Synergien mit Blick auf das Erreichen der in 
der NKWS beschriebenen ökonomischen, umweltpolitischen und sozialen Ziele freisetzen. Dazu baut 
die Entwicklung von Instrumenten zur Umsetzung der NKWS auf Erfahrungswissen mit der 
Konditionierung von Fördermitteln auf. Zudem besteht erheblicher Forschungsbedarf zum 
Investmentumfang des privaten Kapitalmarkts in der Kreislaufwirtschaft. Regelmäßig und systematisch 
erfasste Daten zur Entwicklung der jährlichen privaten Investitionen gibt es zurzeit nur zum Recycling. 
Laut Eurostat standen in Deutschland nur 0,9 Prozent der privaten Investitionen und 
Bruttowertschöpfung im Zusammenhang mit Sektoren der Kreislaufwirtschaft60. 

Bestehende Marktunvollkommenheiten führen zu reduzierten Investitionsrenditen oder erhöhten 
Risiken für Unternehmen, die in der Kreislaufwirtschaft tätig sind. Zu den spezifischen 
Unvollkommenheiten gehören die bereits genannten nicht eingepreisten positiven Externalitäten in 
zirkulären und negativen Externalitäten in linearen Geschäftsmodellen. Auch Informationsmangel ist ein 
Hindernis, da es an ausreichenden Daten, vorausschauendem Reporting und geeigneten Methoden zur 
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Bewertung von Auswirkungen der Kreislaufwirtschaft, beispielsweise von Produkt-Service-Systemen 
mangelt61. Zudem bestehen für Unternehmen, die in der Kreislaufwirtschaft tätig werden wollen, oft 
Markteintrittsbarrieren, die vor allem fehlenden finanziellen Mitteln, komplexen gesetzlichen 
Vorgaben, aber auch fehlenden logistischen Infrastrukturen und Vertriebspartnern geschuldet sind. 

Zudem erfordern Investitionen in die Umstellung auf kreislaufwirtschaftliche Infrastrukturen hohe 
Anfangskosten. So fehlt es vor allem bei KMU an finanziellen Ressourcen. Außerdem mangelt es am 
Einsatz finanzieller Instrumente zur Risikoverteilung, wie z.B. Green Bonds62. 

3.5.2 Ziele 

Ziel der Bundesregierung sollte sein, möglichst marktkonforme Anreize für die Transformation zur 
Kreislaufwirtschaft zu setzen. Durch die Schaffung eines „Level Playing Fields“63 sollen Anreize für 
Unternehmen geschaffen werden, aus wirtschaftlichem Interesse in zirkuläre Prozesse, Produkte und 
Dienstleistungen zu investieren. Das auf Gefahrenabwehr ausgerichtete und damit stark 
ordnungsrechtlich dominierte Abfallrecht soll durch ökonomische Instrumente ergänzt werden, die eine 
Skalierung zirkulärer Geschäftsmodelle ermöglichen: Abfall soll nicht nur sicher entsorgt, sondern noch 
stärker als potentieller Sekundärrohstoff betrachtetet werden. Über entsprechende Preissignale sollen 
auch für die Verbraucherinnen und Verbraucher Anreize für einen zirkulär ausgerichteten Konsum 
entstehen, bspw. für langlebigere Produkte. Die Ausgestaltung und Umsetzung ökonomischer 
Instrumente sollen sich daher an folgenden Grundsätzen orientieren: 

• Preise sollen mehr als bisher die externen Effekte (Externalitäten) abbilden: Umwelt- und 
Klimakosten der Gewinnung, Nutzung und Entsorgung von Rohstoffen sollen in den Marktpreisen 
mehr als bisher berücksichtigt werden. Dadurch werden Ressourcen effizienter als derzeit allokiert. 
Hierzu wurde bereits in einem ersten Schritt das europäische Emissionshandelssystem eingeführt. 
Da dieser aber beispielsweise in der Industrie nicht auf die stoffliche Nutzung von fossilen 
Primärrohstoffen wirkt, gibt es bisher wenig Preissignale, die eine Reduktion des Einsatzes von 
fossilen Primärrohstoffen anreizen. Ein Schattenpreis zur Monetarisierung von Klima- und 
Umweltwirkungen soll zudem auf nationaler Ebene bspw. im Bau- und Gebäudebereich bei der 
öffentlichen Vergabe berücksichtigt werden (vgl. Kap. 4.8.4). 

• Ökonomische Anreize müssen den globalen Wettbewerb berücksichtigen: Die Adressierung von 
Umweltkosten darf nicht zu einer Benachteiligung inländischer Marktakteure führen. Die 
Verlagerung von Produktionsprozessen führt zur Umgehung solcher Maßnahmen und damit zu 
keinerlei positiven Umwelteffekten. Grenzausgleichsmechanismen auf europäischer Ebene (analog 
Carbon Border Adjustment Mechanism) werden geprüft. 

• Unterschiedliche (ökonomische) Instrumente müssen sinnvoll aufeinander abgestimmt werden: 
Mit Blick auf die Berücksichtigung von Klima- und Umweltkosten bei den Marktpreisen, sind sowohl 
Unternehmen als auch Verbraucherinnen und Verbraucher gleichermaßen betroffen. Es bedarf 
daher einer konsistenten Abstimmung der verschiedenen Instrumente. Eine Abstimmung und 
Verzahnung mit sozialpolitischen Ausgleichsmaßnahmen ist zudem sicherzustellen. 
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Unternehmen zu verkaufen, bei denen die Umstellung auf Sekundärmaterial mit deutlich höheren 
Kosten verbunden wäre. Zentral wird hier die Festlegung klarer Rahmenbedingungen sein, damit 
„Greenwashing“ und ein „Freikaufen“ finanzstarker Unternehmen verhindert werden. 

Staatliche Anschubfinanzierung zur Rückgewinnung von kritischen Rohstoffen und Technologiemetallen 

Qualitativ hochwertiges Recycling und die Rückgewinnung speziell kritischer Rohstoffe ist für 
Unternehmen nur wirtschaftlich, wenn möglichst viele Inhaltsstoffe bspw. eines Elektro-Altgeräts mit 
hohen Ausbeuten und in marktfähiger Qualität zurückgewonnen werden können. Für viele Materialien 
bestehen bereits leistungsfähige Sortier- und Recyclingtechnologien, u.a. entwickelt in BMBF-
Förderprogrammen wie „r4“ zur Bereitstellung wirtschaftsstrategischer Rohstoffe. Für die dafür 
notwendigen Investitionen sind die Preisentwicklungen jedoch noch zu volatil, auch wenn die resiliente 
Versorgung von immer mehr Unternehmen als kritischer Faktor eingeschätzt wird. Es soll ein Programm 
zur staatlichen Anschubfinanzierung für Pilotanlagen und Prozesse zur Rückgewinnung von kritischen 
Rohstoffen und Technologiemetallen bereitgestellt werden. 

Pilotaktionen „Rural Circular Regions“ und Reallabore 

Kreislaufwirtschaft bietet Chancen für ländliche Räume. Daher hat die Bundesregierung die Pilotaktion 
„Rural Circular Regions“ im Rahmen der Territorialen Agenda 2030 ins Leben gerufen und wird fünf 
deutsche Modellregionen zwischen 2024 und 2027 bei der (Weiter-) Entwicklung von Konzepten und 
der Umsetzung von Maßnahmen der Kreislaufwirtschaft fördern.64 Neben der räumlichen (Weiter-) 
Entwicklung und Umsetzung sollen Kreislaufwirtschafts-Konzepte auch branchenspezifisch gefördert 
werden. Im Sinne eines modellhaften „Reallabor“-Ansatzes werden die Möglichkeiten, die 
Kreislaufwirtschaft in komplexen Betrieben, wie z.B. Krankenhäusern, unter Praxisbedingungen erprobt. 

Circular Cities and Regions Initiative 

Die Circular Cities and Regions Initiative (CCRI) wurde von der EU als Teil des Aktionsplans zur 
Kreislaufwirtschaft ins Leben gerufen und finanziert. Ihr Schwerpunkt liegt auf der Umsetzung der 
Kreislaufwirtschaft in den Städten und Regionen Europas. 

Zugang zu Finanzierungsmitteln der Transformation zur Kreislaufwirtschaft erleichtern 

Die Transformation zur Kreislaufwirtschaft wird erhebliche Investitionen erfordern. Dementsprechend 
wichtig sind Akteure, Strukturen und Prozesse, die solche Vorhaben finanzieren und dafür das 
notwendige Know-how entwickeln. 

• Zugang zur Finanzierung der Transformation zur Kreislaufwirtschaft bei Förderbanken stärken: 
Förderbanken sollen zukünftig als Transformationsbanken agieren: Die staatliche Förderbank KfW 
soll stärker als Innovations- und Investitionsbank sowie als Co-Wagniskapitalgeberin wirken, 
insbesondere für die Kreislaufwirtschaft, die Finanzierungsinstrumente zugunsten aller R-Strategien 
nutzt. Die KfW soll in Kooperation mit den Landesförderbanken regionalspezifische Co-
Wagniskapital-Instrumente auf- und ausbauen sowie begleiten, um so das Themenfeld der 
Kreislaufwirtschaft weiter in den Fokus zu nehmen. Die Europäische Investitionsbank (EIB) soll darin 
bestärkt und aktiv dabei unterstützt, den Übergang zur Kreislaufwirtschaft prioritär zu verfolgen 
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und ihre Dreifach-Strategie der Finanzierung, Beratung und Sensibilisierung fortzuführen und 
auszubauen. 

• Förderung von Pilotprojekten: Die Umsetzung der NKWS soll durch die Förderung von 
Pilotprojekten beschleunigt werden, wozu im Rahmen einer Plattform für Kreislaufwirtschaft 
geeignete Koordinierungsstrukturen aufgebaut werden sollen (vgl. Kap. 7.2). 

Anreize für private Investitionen in die Kreislaufwirtschaft schaffen 

Öffentliche Investitionen in die Kreislaufwirtschaft reichen nicht aus. Der Großteil der notwendigen 
Investitionen muss durch privates Kapital finanziert werden. Daher ist die Schaffung von Anreizen für 
private Investitionen in die Kreislaufwirtschaft essentiell. Ein konkretes Handlungsfeld sind dabei 
Investitionen in neu zu schaffende Infrastrukturen für Sortierung und Recycling, z.B. für ausgediente EE-
Anlagen oder Altbatterien. 

• Private Investitionen hebeln: Über an der „Joint Initiative on Circular Economy“ (JICE)65 orientierte 
Instrumente sollen private Investitionen gehebelt werden, indem durch öffentliches Risikokapital 
das Finanzierungsrisiko reduziert wird (vgl. „Hebelung der Kapitalausstattung des Europäischen 
Fonds für Strategische Investitionen (EFSI) – Vereinbarkeit mit europäischem Primärrecht“)66. Dies 
ermöglicht zusätzliche private und öffentliche Investitionen in die Kreislaufwirtschaft sowohl im In- 
als auch im Ausland. Gleichzeitig soll gegenüber privaten Investoren dafür werben werden, 
Finanzierungsinstrumente und insbesondere Venture Capital Fonds für die Transformation zur 
Kreislaufwirtschaft aufzulegen. 

• Transformations-Bürgschaften: Für den Fall unzureichender Sicherheiten bei Kreditaufnahmen für 
transformative und insbesondere auch zirkuläre Geschäftsmodelle soll der Einsatz von 
Transformations-Bürgschaften geprüft werden, um ggf. verbleibende Lücken in der Besicherung 
schließen zu können. Ein solches Instrument würde den Kreditinstituten die Kreditvergabe ggf. 
erleichtern, insbesondere an mittelständische Unternehmen. Als positiver Nebeneffekt würde die 
Bürgschaft die erforderliche Eigenkapitalunterlegung eines Kredits auf Seiten des Kreditinstituts ggf. 
reduzieren. Eine gezielte Unterstützung von Verbriefungen im Kontext von Investitionen in zirkuläre 
Produkte und Prozesse wird ebenfalls geprüft. 

• Prämien für Zirkularität: Anreizinstrumente, wie Prämien oder Boni für die gezielte Förderung 
nachhaltiger Alternativen zu herkömmlichen Produkten (wie z.B. für energieeffiziente Produkte), 
haben sich in der Vergangenheit bewährt. Entsprechend soll geprüft werden, für welche zirkulären 
Produkte welche Nachfrageinstrumente für Verbraucherinnen und Verbraucher geeignet sind. Eine 
Option wären hier Zuschüsse für langlebige oder besonders gut reparierbare Produkte, die wegen 
leicht höherer Anschaffungskosten speziell von ärmeren Haushalten seltener angeschafft werden, 
obwohl die Gesamtnutzungskosten langfristig niedriger wären. 
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Finanzmarktinstrumente weiterentwickeln 

Die spezifischen Herausforderungen einer Transformation zur Kreislaufwirtschaft werden auch auf der 
Finanzierungsseite innovative Instrumente erfordern, die insbesondere die Zeitspanne zwischen 
Herstellung eines Produkts und seinem Anfall als Abfall als Ausgangspunkt für die potenzielle 
Gewinnung von Sekundärrohstoffen berücksichtigt. Ansätze dafür könnten z.B. sein: 

• Futures für das Recht auf Recycling: Entwicklung von Finanzmarkt-Futures, die als handelbares 
Produkt das Recht für das Recycling von beispielsweise EE-Anlagen wie Wärmepumpen, 
Photovoltaik-Anlagen und Windenergie-Anlagen zu einem definierten Zeitpunkt in der Zukunft 
beinhalten. Es ist davon auszugehen, dass solche Rechte in Zukunft monetarisiert werden können, 
da sich Unternehmen darüber den Zugriff auf knappe bzw. wertvolle Materialien frühzeitig sichern 
und damit ihre Lieferkette unabhängiger machen können. Zudem würde ein solches Instrument 
Mittel in Richtung „Design for Circularity“ lenken, da sich der Zugriff auf die dort gespeicherten 
Rohstoffe darüber erleichtern lassen würde. Insbesondere Produktgruppen wie EE-Anlagen oder 
Altbatterien aus E-Fahrzeugen eignen sich sehr gut für den Futures-Handel, da sie typischerweise 
sehr lange Betriebsdauern haben und entweder viel Material in einer Anlage binden oder sehr viele 
gleichartige Produkte im Markt sind. Gleichzeitig ist ein solches Instrument komplex in der 
Einführung sowie mit Risiken für Anbieter und Nachfrager verbunden. Die Einführung solcher 
Finanzierungsinstrumente sollte im Dialog mit der Finanzwirtschaft anregen. 

• Circular Impact Bonds: Ein weiteres Finanzierungsinstrument sind Circular Impact Bonds, auch 
allgemein bekannt als „pay-for-success bonds“. Die Auszahlung der Investitionen erfolgt nur bei 
Erfolg einer Maßnahme. Eine Ausweitung auf dafür geeignete Handlungsfelder der NKWS soll 
geprüft werden. 

• Bewertungsmethoden für Zirkularität: Die Bewertungsmethoden für zirkuläre Geschäftsmodelle 
und Finanzierungsprojekte sind noch nicht ausreichend entwickelt. Die Entwicklung von 
Bewertungs- und Ratingmethoden etwa speziell für die Finanzierung von Start-Ups und Investments 
im mittleren Segment (0,5 bis 10 Millionen EUR), die effektiv zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
beitragen, sind hervorzuheben. Diese sind insbesondere für KMU interessant, die eine externe 
Finanzierung benötigen, aber zu klein sind für institutionelle Anleger, die explizit Investments für 
grüne Fonds suchen. Es soll gemeinsam mit der Finanzwirtschaft eine Weiterentwicklung der 
Bewertungsmethoden für Zirkularität geprüft werden. 

„Globalen Süden“ mitdenken 

Die Mobilisierung privater Investitionen in eine zirkuläre Wertschöpfung ist nicht nur im europäischen 
Binnenmarkt von Bedeutung. Im „globalen Süden“ fehlen ebenfalls notwendige Rahmenbedingungen, 
Finanzierungsanreize und Finanzmarktinfrastrukturen, um gezielt Preisanreize zu setzten. Angesichts 
globaler Wertschöpfungsketten ist ein angemessener Kapazitätsaufbau daher entscheidend. Die 
Deutschen Sustainable Finance-Strategie sieht dies bereits explizit vor67 Die oben aufgeführten 
Maßnahmen sollen vor diesem Hintergrund analog auch für den „globalen Süden“ geprüft werden, 
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damit Partnerländer der Bundesregierung in ihren Bestrebungen bei der Umsetzung von 
Kreislaufwirtschaftsmaßnahmen gezielt unterstützt werden können. 

3.6 Schadstoffausschleusung 

3.6.1 Status Quo 

Schadstoffeinträge in Luft, Wasser und Böden entlang von Wertschöpfungsketten können umwelt- und 
gesundheitsschädigende Auswirkungen haben. Zirkuläres Wirtschaften kann diese Auswirkungen 
grundsätzlich verringern. Gleichzeitig stellt das Ziel der Schließung von Kreisläufen besondere 
Herausforderungen an die Ausschleusung von Schadstoffen.  

Das KrWG legt die Rangfolge von Maßnahmen zur Abfallbewirtschaftung in einer fünfstufigen Hierarchie 
fest (vgl. Kap. 3.11). Bei der Anwendung der Abfallhierarchie soll der Maßnahme Vorrang eingeräumt 
werden, die den Schutz des Menschen und der Umwelt am besten gewährleistet. Grundsätzlich besteht 
eine Pflicht zur Verwertung von Abfällen, sofern die Maßnahme technisch möglich und wirtschaftlich 
zumutbar ist. Zudem hat die Entsorgung von Abfällen so zu erfolgen, dass eine Gefährdung des 
Allgemeinwohls nicht zu erwarten ist. Bei der Verwertung ist sicherzustellen, dass keine 
Schadstoffanreicherung im Wertstoffkreislauf erfolgt.  

Eine Herausforderung für die Kreislaufwirtschaft ist die hochwertige Verwertung von Produkten, denen 
aus funktionellen oder technischen Gründen Stoffe zugesetzt wurden, die risikobehaftet sind. Teilweise 
werden diese Produkte erst nach längerer Zeit (z. B. einige Jahrzehnte bei Dämmstoffen im 
Gebäudebereich) zu Abfall, wobei dann oft unklar ist, ob und wie dieser mit Schadstoffen belastet ist. 
Werden Informationen nicht über den Produktlebensweg mitgeführt, kann die Belastung am 
Produktlebensende oftmals nur mit aufwändigen Analysen ermittelt werden. Sofern es mit zumutbarem 
Aufwand nicht ausgeschlossen werden kann, dass Abfälle Schadstoffe enthalten oder mit ihnen 
verunreinigt sind, sind sie zu beseitigen, um dem Vorsorgeprinzip Rechnung zu tragen. Um Potentiale 
der Schadstoffausschleusung beim Recycling auszuschöpfen, ist es wichtig, Bewertungsinstrumente für 
die Abfallwirtschaft weiterzuentwickeln, die sich an den Methoden der Stoffsicherheitsbewertung 
orientieren. Langfristig gesehen, sollten Stoffe mit bestimmten negativen Eigenschaften gar nicht 
eingesetzt werden und die Recyclingfähigkeit bereits beim Design stärker berücksichtigt werden. 

3.6.2 Ziele 

Unter dem „Green Deal“ veröffentlichte die Europäische Kommission auch die Chemikalienstrategie für 
Nachhaltigkeit sowie den EU-Aktionsplan für Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und Boden. Der 
Brückenschlag gelingt mit dem übergeordneten Ziel der „Stärkung des Kreislaufprinzips in einer 
schadstofffreien Umwelt“68. Zur Umsetzung dieses Ziels hat die EU-Kommission in ihrer 
Chemikalienstrategie eine Hierarchie der Schadstofffreiheit entwickelt, die eine zentrale Grundlage der 
NKWS darstellt. Danach soll der Fokus auf der Entwicklung und dem Einsatz nachhaltiger und sicherer 
chemischer Stoffe liegen nach der Empfehlung der Kommission zur Schaffung eines europäischen 
Bewertungsrahmens für „inhärent sichere und nachhaltige“ chemische Stoffe und Materialien, der 
derzeit zusammen mit der Wirtschaft erprobt wird und der in der Zukunft weiterentwickelt werden soll; 
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gefolgt von der transparenten Überwachung verwendeter chemischer Stoffe und der Beseitigung 
bedenklicher Stoffe in geeigneten Senken nach dem Stand der Technik. Solche Senken für 
schadstoffbelastete Abfälle oder in Recyclingprozessen abgetrennten Schadstofffraktionen sind z. B. 
Siedlungsabfall- und Sonderabfallverbrennungsanlagen, Untertagedeponien, obertägige Deponien 
sowie chemisch-physikalische Abfallbehandlungsanlagen. Sie sind zur Gewährleistung sauberer 
Stoffkreisläufe erforderlich, weshalb entsprechende Kapazitäten dafür auch in Zukunft vorzuhalten sind. 

Aufgrund der Registrierungspflicht nach der REACH-Verordnung und den Einstufungs- und 
Kennzeichnungsanforderungen der CLP-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 
von Stoffen und Gemischen, englisch: Classification, Labelling, Packaging, CLP) müssen 
Wirtschaftsbeteiligte Informationen zu Stoffen vorhalten. Darüber hinaus sind Lieferanten nach Artikel 
33 der REACH-VO verpflichtet, zu in Erzeugnissen enthaltenen besonders besorgniserregenden Stoffen 
(englisch Substance of Very High Concern, SVHC) Informationen in der Lieferkette weiterzugeben bzw. 
Verbraucherinnen und Verbraucher zu informieren. Daneben können in der sog. SCIP-Datenbank nach 
Artikel 9 Absatz 2 der Abfallrahmenrichtlinie Informationen zu gefährlichen Inhaltsstoffen in Produkten 
abgerufen werden. Trotzdem ist es erforderlich, die Verfügbarkeit belastbarer Daten für 
Sekundärrohstoffe weiter zu verbessern, um der Recyclingbranche und den Nutzenden von 
Sekundärrohstoffen die notwendige Information zu geben. 

3.6.3 Maßnahmen  

Ausschluss von Schadstoffen in Produkten  

Einsatz für den vermehrten Ausschluss von besorgniserregenden Stoffen im Rahmen der Ökodesign-
Verordnung, welche negative Auswirkungen auf die Wiederverwendung und das Recycling von 
Materialien in einem Produkt haben.  

Verbesserung des Informationsflusses entlang des Lebenszyklus von Produkten 

Die Bundesregierung wird die Etablierung einschlägiger Normen wie bspw. die DIN/TS 51012:2020-04 
„Übersichtsanalysen (Screenings) für besonders besorgniserregende Stoffe – Allgemeine Grundlagen, 
mit CD-ROM“ auf europäischer und internationaler Ebene in einschlägigen Gremien begleiten (EN, ISO, 
OECD). Die Norm gibt eine erste Orientierung zur Erkennung schadstoffbelasteter Produkte 
Informationsbedarfe können je nach Material- bzw. Abfallstrom sehr unterschiedlich sein. 
Informationen, z. B. aus digitalen Produktpässen, können eine weiterreichende Trennung der 
Materialien bei der Abfallerfassung erleichtern, sodass schadstoffbelastete Produkte leicht separiert 
und Schadstoffe so aus dem Kreislauf ausgeschleust werden können. Auch der Verbleib von 
Schadstoffen soll auf diese Weise kontinuierlich nachvollziehbar sein.  

Die aktuell verabschiedeten neuen Schadstoffkriterien für Baugewerbe und Immobilien unter der EU-
Taxonomie Verordnung69 können die Initiierung und Etablierung entsprechender technischer Standards 
unterstützen. In diesem Kontext strebt die Bundesregierung eine Erweiterung70 und Validierung der 
DIN/TS 51012:2020-04 an. 
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Die Bundesregierung fördert die Fortführung der Arbeit des Kompetenzzentrums Ressourceneffizienz 
und dessen thematische Weiterentwicklung zu zirkulärem Wirtschaften. Mit Qualifizierungskursen für 
Beschäftigte aus Unternehmen, des verarbeitenden Gewerbes, Industrie- und Handelskammern und für 
Beratende zu Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft vermittelt das Kompetenzzentrum Wissen 
und wesentliche Methoden zur Analyse von Potentialen sowie zur Umsetzung von Maßnahmen. Somit 
werden die Fortsetzung etablierter Qualifizierungsangebote und gleichzeitig die Umsetzung von 
Maßnahmen in der Praxis unterstützt. Fort- und Weiterbildungen zu Kreislaufwirtschaft und zirkulärem 
Wirtschaften qualifizieren Beschäftigte und ermöglichen es Unternehmen, notwendiges Wissen 
aufzubauen. Für eine Mobilisierung aller relevanten Bildungsträgerinnen und -träger sowie von 
Programmen zur Qualifizierung, ergänzenden Ausbildung, Weiterbildung und Beratung für Beschäftigte 
und Führungskräfte wird ein breiter Dialog aller Akteurinnen und Akteure angestrebt. Dies umfasst in 
besonderem Maße auch die Gewerkschaften, denen aufgrund ihrer Verankerung in den Betrieben über 
Betriebsräte und Beschäftigte eine zentrale Bedeutung bei der Akzeptanz und Umsetzung von 
Maßnahmen zur Weiterbildung zukommt. 

3.11 Abfälle vermeiden und verwerten  

3.11.1 Status Quo 

Das umfassende Kreislaufwirtschaftsrecht mit Verordnungen und Gesetzen, die auch konkrete 
Regelungen für bestimmte Abfallströme treffen, schafft in Deutschland einen Rahmen für die 
konsequente Umsetzung der mit der Kreislaufwirtschaft verfolgten Ziele.  

Ein zentrales Element – auch zur Umsetzung des Verursacherprinzips – ist dabei eine 
Herstellerverantwortung, die für die Abfallströme Verpackungen, Elektro- und Elektronik-Altgeräte, 
Altfahrzeuge und Altbatterien und Einwegkunststoffprodukte etabliert ist.  

Es ist gelungen, aus der auf die reine Abfallbeseitigung angelegten Abfallwirtschaft eine moderne 
Kreislaufwirtschaft mit dem Ziel der Vermeidung und Verwertung von Abfällen zu formen. Deren Beitrag 
zu einer nachhaltigen Wirtschaftsweise in Deutschland zeigt sich nicht zuletzt in den beispielhaften 
Anteilen für die stoffliche Verwertung, durch die Rohstoffe und Primärenergie eingespart werden. Nun 
gilt es die Kreislaufwirtschaft im Sinne einer Lebenszyklusperspektive weiterzuentwickeln. 

Um den Bedarf an Primärrohstoffen zu senken, ist es unabdingbar, Abfälle erst gar nicht entstehen zu 
lassen und die Ressourceneffizienz entlang des gesamten Lebenszyklus – von der Rohstoffgewinnung, 
über das Produktdesign, die Produktion, die Nutzungsphase bis zum Recycling – zu steigern und den 
Einsatz von Sekundärrohstoffen zu fördern. 

Dies kann nur erreicht werden, indem die Abfallhierarchie des KrWG und der EU-Abfallrahmenrichtline 
eingehalten wird. Diese Abfallhierarchie benennt in absteigender Reihenfolge: 1. Vermeidung, 2. 
Vorbereitung zur Wiederverwendung, 3. Recycling, 4. Sonstige, insbesondere energetische Verwertung 
und Verfüllung, 5. Beseitigung. Auf erster Stufe steht somit die Vermeidung von Abfällen – und das 
sowohl im Hinblick auf ihre Menge aber auch ihre Schädlichkeit. Die Bundesregierung setzt bereits auf 
dieser ersten Stufe der Abfallhierarchie an, der Vermeidung an und formuliert in der NKWS das Leitziel, 
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• Die Prognosen zur Entwicklung der Altbatterie-Rücklaufmengen (gesammelte Altbatterien und 
Batterieproduktionsabfälle) sind heterogen und erhöhen damit das Risiko zirkulärer 
Geschäftsmodelle. Gleichzeitig sind Investitionskosten für Bau und Ausstattung der Anlagen (bis zu 
100 Millionen Euro) sehr hoch und es herrscht ein starker Wettbewerb gegenüber 
Primärrohstoffen, die im Mittel günstig verfügbar sind und eine höhere Akzeptanz genießen.  

• Bei der Konstruktion werden nicht recycelbare Materialien und unauflösliche Materialverbindungen 
oder Verbundstoffen eingesetzt. 

• Für relevante Anteile der endgültig stillgelegten Fahrzeuge ist der Verbleib nicht geklärt. Seit über 
zehn Jahren wurden wahrscheinlich rund 150.000 Altfahrzeuge jährlich von nicht anerkannten 
Betrieben demontiert oder illegal exportiert. Hier ist ein konsequenter Vollzug zu stärken, damit 
illegale Autoverbringung gestoppt wird, d. h. die Abmeldung von Altfahrzeugen ist nur mit 
Verwertungsnachweis möglich und Sammelstellen dürfen nur zugelassene Verwertungsanlagen 
sein. 

4.4.2 Laufende Vorhaben auf nationaler und europäischer Ebene 

Folgende Regelwerke und Vorhaben sind zurzeit bereits in Vorbereitung und sind wichtige 
Rahmenbedingungen für die Ziele der NKWS im Bereich Fahrzeuge und Batterien. Bei der Umsetzung 
der NKWS werden diese Rahmenbedingungen berücksichtigt:  

• Auf europäischer Ebene wurde Ende Juli 2023 die neue Batterie-Verordnung (EU) 2023/1542 
veröffentlicht. Mit der EU-BattVO nimmt die Europäische Union erstmals den gesamten 
Lebenszyklus von Batterien in den Fokus, die Nachhaltigkeit der Herstellungs- und Abfallphase 
werden in Zukunft zusammen gedacht. Die Batterieverordnung sieht unter anderem Mindestziele 
für das Recycling und Mindestrezyklateinsatzquoten für bestimmte Metalle, sowie einen digitalen 
Batteriepass vor. Um ein reibungsloses Zusammenspiel der EU-BattVO mit dem stark 
ausdifferenzierten deutschen Recht sicherzustellen, ist es erforderlich, das bisherige Batterierecht 
anzupassen. Hierzu hat die Bundesregierung einen Entwurf für ein Batterierecht-EU-
Anpassungsgesetz beschlossen. Mit diesem soll das bisherige Batteriegesetz (BattG) durch ein 
Batterierecht-Durchführungsgesetz (BattDG) ersetzt werden. Dabei werden insbesondere 
Zuständigkeiten, Verfahrensregelungen und weitergehende Anforderungen an die Bewirtschaftung 
von Altbatterien getroffen. 

• Im Juli 2023 hat die EU-Kommission einen Vorschlag für eine umfassende Überarbeitung der 
europäischen Altfahrzeug-Richtlinie zur „Verordnung über Anforderungen an die 
kreislauforientierte Konstruktion von Fahrzeugen und über die Entsorgung von Altfahrzeugen“ 
(End-of-Life-Vehicles-Regulation – ELVR) vorgestellt83. Der neue Vorschlag enthält Regularien zur 
Verbesserung des zirkulären Designs von Fahrzeugen und zur besseren Demontage von 
Komponenten, legt Rezyklateinsatzquoten für Kunststoffe fest und plant Rezyklateinsatzquoten für 
Metalle (nach Abschluss von zuvor notwendigen Studien). Zudem soll die Verwertung von 
Altfahrzeugen verbessert werden, indem die Anforderungen an die Bauteilseparation und -
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4.5 IKT und Elektro(nik)geräte 

4.5.1 Status-Quo  

Die Nutzungs- und Lebensdauer von Elektro(nik)geräten ist in den letzten Jahren zurückgegangen, das 
Reparaturniveau ist anhaltend niedrig. Als Konsequenz stieg die in Verkehr gebrachte Menge von 
Elektro(nik)geräten kontinuierlich an. Im Jahr 2022 betrug sie bereits 3,26 Millionen Tonnen, was einer 
Verdoppelung in den letzten 10 Jahren entspricht (2013: 1,6 Millionen Tonnen). Bei Elektroaltgeräten 
(EAG) blieb die jährliche Sammelquote in den letzten Jahren deutlich unter der aktuell gesetzlich 
vorgegebenen Sammelquote von 65 Prozent. Im Jahr 2021 wurde eine Sammelquote von nur 38,6 
Prozent erreicht. Hohe Erfassungsverluste führen dazu, dass die Gesamtausbeute an Sekundärrohroffen 
viel geringer ausfällt, als potentiell möglich ist84. 

Unter den Hemmnissen für die Umsetzung einer Circular Economy bei Elektro(nik)geräten spielen v.a. 
die vorherrschenden Marktbedingungen sowie die Kostenstruktur eine zentrale Rolle. Defektanfällige 
Geräte, Software-Obsoleszenz, neue Technologietrends und der Wunsch der Konsumentinnen und 
Konsumenten nach immer neuen Produkten führen zu einem erhöhten Konsum von 
Elektro(nik)geräten. Reparaturen unterbleiben häufig u.a. aufgrund des reparaturverhindernden 
Designs, geringer Qualität von Produkten und schlechter Rahmenbedingungen für die unabhängigen 
Reparaturbetriebe. Hohe Reparaturkosten im Vergleich zu Kaufpreisen von (günstigen) Neuprodukten 
sowie der geringe Restwert des zu reparierenden Produktes verringern die Reparaturbereitschaft der 
Konsumentinnen und Konsumenten. Darüber hinaus führen teilweise mangelnde Sorgfalt bei der 
Sammlung und Rücknahme sowie eine zum Teil unvollständige Vorbehandlung, Trennung und 
Sortierung von Altgeräten und ihren Fraktionen zu einer unzureichenden Schadstoffentfrachtung und 
Wertstoffseparierung. Das schränkt die optimale Rückgewinnung der Materialien ein bzw. führt zu 
Fehlsortierungen. Die Rückgewinnung von (zum Teil kritischen und strategischen) Rohstoffen, v.a. die 
in niedrigen Konzentrationen, kann mit den derzeitigen Recyclingansätzen nicht kostendeckend 
erfolgen.  

4.5.2 Laufende Vorhaben auf nationaler und europäischer Ebene 

Folgende Regelwerke und Vorhaben sind zurzeit bereits in Vorbereitung und stellen wichtige 
Rahmenbedingungen für die Ziele der NKWS dar:  

EU-Ökodesign-Verordnung (ESPR): Diese Verordnung ist der Neuerlass der Ökodesign-Richtlinie und die 
Erweiterung ihres Anwendungsbereiches, um den Großteil aller Produkte abzudecken und Aspekte wie 
Materialeffizienz, Haltbarkeit, Wiederverwendbarkeit und Reparierbarkeit, Rezyklatanteile und 
Informationspflichten einschließlich eines digitalen Produktpasses einzuführen. Mit dem Start der 
Verhandlungen zu Einzelmaßnahmen für Produktgruppen ist ab Ende 2025 zu rechnen. Die ESPR macht 
für nicht verkaufte Produkte (Überhänge und Retouren) ein Vernichtungsverbot und eine Berichtspflicht 
grundsätzlich möglich.  

Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG): In Umsetzung des Koalitionsvertrages ist noch in dieser 
Legislaturperiode eine Überarbeitung des ElektroG vorgesehen. Ein entsprechender Entwurf wurde am 
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Entsorgung hingewiesen. Es soll zudem geprüft werden, ob darüber hinaus bei größeren Abfallmengen 
auch konkrete Nachweispflichten für die ordnungsgemäße Entsorgung notwendig sind, ohne den 
Bürokratieaufwand zu erhöhen (bspw. digital und automatisiert). 

Im Hinblick auf die anstehende Überarbeitung der WEEE-Richtlinie soll geprüft werden, wie die 
Vorgaben für ein hochwertiges Recycling von PV-Modulen weiterzuentwickeln sind; eine mögliche 
Option ist die Einführung stoffspezifischer Recyclingquoten, die sich auch an den Zielen Langlebigkeit, 
Reparaturfähigkeit und Wiederverwendbarkeit von PV-Modulen orientieren sollten, sowie EU-
einheitlicher Behandlungsstandards. 

Es sollen zum Auf- und Ausbau von Recyclingkapazitäten spezielle Investitionsprogramme gefördert 
werden (vgl. Kap. 3.5), insbesondere für CIGS-Dünnschichtmodule als auch für kristalline 
Siliziummodule. 

Für die Rückgewinnung von Silizium, Indium und Gallium aus PV-Modulen sollen weitere 
Forschungsvorhaben unterstützt werden, um entsprechende (wirtschaftliche) Verfahren marktreif zu 
machen. Zusätzlich soll für neue PV-Technologien wie „building-integrated“-Module, Perowskit-
Solarzellen oder PV-Folien(-Module) die Entwicklung von Verfahren zum hochwertigen Recycling 
unterstützt werden. 

Um die richtige Entsorgung nicht mehr genutzter PV-Module zu unterstützen, sollen die Chancen und 
Risiken verschiedener Modelle geprüft werden. Zudem sollen Entsorgungshinweise für 
Handwerksbetriebe und -verbände sowie für Nutzende entwickelt und verstärkt kommuniziert werden. 

4.6.7 Maßnahmen: Wärmepumpen 

Die Potenziale zur Ressourcenschonung bei Wärmepumpen sind sehr unterschiedlich. So ist zwischen 
„kleinen“ Hausgeräten und „großen“ Wärmepumpen in der Industrie sowie in der Nah- und 
Fernwärmeversorgung zu unterscheiden. Kleine Hausgeräte haben eine größere Stückzahl und einen 
entsprechend großen Markt. Nachfolgend wird der Fokus auf kleine Wärmepumpen gelegt. 

Zirkuläres Anlagendesign fördern 

Wärmepumpen werden schon heute aufgrund ihrer positiven Materialwerte in der Regel separat 
verwertet. Angesichts des jetzt notwendigen Hochlaufs im Kontext der Wärmewende sollten jedoch 
auch Anreize für ein zirkuläres Design gesetzt werden, in dem die Upgrade-Fähigkeit der Anlagen sowie 
die Reparierbarkeit einzelner Komponenten in den Fokus gerückt wird. Dies ist auch für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher zentral, damit sie ihre Wärmepumpe so lange wie möglich nutzen 
können. Hierfür soll sich auf europäischer Ebene einsetzt werden. 

Zugleich sollen hierzu Forschungsvorhaben gezielt unterstützt werden, die u.a. auf Ergebnisse der IEA 
SHC Task 7196 zu Lebenszyklusanalysen bei Wärmepumpen bzw. der IEA HPT Task97 zu Circular Economy 
aufbauen.  
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Unterstützung zirkulärer Geschäftsmodelle 

Für die Zirkularität von Wärmepumpen wird es zentral auf die Unterstützung entsprechender 
Geschäftsmodelle ankommen, durch die sich eine möglichst effiziente Nutzung und hochwertige 
Kreislaufführung der Anlagen auch auszahlt (beispielsweise im Kontext von „Heating as a Service“98). 

Hierzu sollen mögliche regulatorische Hemmnisse beispielsweise von Contracting-Modellen gegenüber 
den klassischen Vertriebsstrukturen geprüft und adressiert werden, so etwa mit Blick auf die 
notwendigen Rücknahmesysteme (reverse logistics). 

Zur weiteren Begleitung des Hochlaufs von Wärmepumpen soll ein Monitoring entwickelt werden, aus 
dem sich mögliche notwendige Weiterentwicklungen der Produktverantwortung ableiten lassen. 

Aufbau einer optimierten Entsorgung 

Wärmepumpen werden in der Praxis häufig nicht entsprechend den Vorgaben des ElektroG entsorgt, 
oft aus Unwissenheit, aufgrund der Marktstrukturen sowie weil (Groß-)Wärmepumpen (und ortsfeste 
Anlagen) vom Anwendungsbereich des ElektroG ausgenommen sein können und dann der 
Entsorgungsweg ein anderer (ggf. nicht ordnungsgemäßer oder nicht umweltgerechter) ist. Damit 
Wärmepumpen richtig entsorgt werden, sollen Entsorgungshinweise für Handwerksbetriebe und -
verbände ebenso wie für Nutzende entwickelt und verstärkt kommuniziert werden. Zudem soll auch 
geprüft werden, inwieweit verpflichtende Rücknahmesysteme zu einer verbesserten Kreislaufführung 
für Produkte oder einzelne Komponenten/Rohstoffe beitragen können. 

4.7 Bekleidung und Textilien 

4.7.1 Status-Quo 

Jedes Jahr werden in Deutschland knapp 19 kg Textilien pro Person konsumiert. Das entspricht 
insgesamt 1,56 Millionen Tonnen Textilien. Etwa 1 Million Tonnen werden als Alttextilien gesammelt.99 
Die Konsumausgaben für Bekleidung und Schuhe in Deutschland betrugen in 2022 rund und 77,7 
Milliarden Euro und stiegen mit wenigen Ausnahmen in den letzten 30 Jahren kontinuierlich an100 – vor 
allem aufgrund der sogenannten Fast Fashion. Damit verschärfen sich die mit der Produktion sowie mit 
den Textilabfällen assoziierten Probleme in Form von steigenden Treibhausgasemissionen, 
Chemikalienverbräuchen und deren Umweltwirkungen, Düngemittelmengen sowie einer steigenden 
Wasserentnahme.101 Vor allem betrifft diese Umweltproblematik Länder des „globalen Südens“, die 
Textilien produzieren und Gebrauchttextilien wieder importieren. Auch sind nach wie vor soziale 
Herausforderungen in den Herstellungsländern mit dieser Industrie verbunden wie z. B. Kinderarbeit 
und niedrig bezahlte Arbeitskräfte.102 

Hemmnisse für die Umsetzung einer Circular Economy für Textilien sind ganz unterschiedlicher Natur. 
Eine wichtige Rolle spielen die Marktbedingungen sowie die Kostenstruktur: Kurzlebig designte 
Textilerzeugnisse werden überwiegend von Großabnehmern aus Ländern mit niedrigen Arbeitskosten 
und niedrigen Arbeits- und Umweltstandards importiert und zu niedrigen Preisen angeboten. Zusätzlich 
werden immer mehr Textilien über Online-Plattformen aus Drittstaaten direkt an Verbraucherinnen und 
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• Prüfung der Fortentwicklung der Mindestquoten für die Nutzung von Sekundärrohstoffen des 
Qualitätssiegels Nachhaltiges Gebäude (QNG) für Nichtwohngebäude; Entwicklung einer Roadmap 
für das QNG. 

• Alle vorgesehenen Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt, dass daraus bei der Umsetzung keine 
Steigerungen der Baukosten resultieren. 

4.8.4 Maßnahmen  

In der vom Bundeskanzler geleiteten Allianz für Transformation wurde dem Schwerpunkt „Zirkuläres 
Wirtschaften bei Bau, Baustoffen und Gebäuden“ besondere Bedeutung beigemessen.  

Zur Erreichung der Ziele der NKWS sind auf Bundes- oder EU-Ebene u.a. die folgenden Maßnahmen 
erforderlich: 

Bestandserhalt vor Neubau 

Die Schaffung der folgenden Rahmenbedingungen: 

• Anpassung der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI), um die Leistungsbilder 
weiterzuentwickeln und die Honorare zu überprüfen, dabei werden auch die 
Honorierungsregelungen für Leistungen im Bestand optimiert, um eine angemessene und noch 
praxisgerechtere Vereinbarung zu ermöglichen. 

• Um den Gebäudebestand besser nutzen zu können, sind mehr Daten notwendig. Derzeit gibt es 
noch keinen bundesweit einheitlichen Bestand an Gebäudedaten. Da ein solcher jedoch ein 
wichtiges Hilfsmittel für die Kreislaufwirtschaft und eine zukünftige Urban-Mining-Strategie ist, sind 
entsprechende Möglichkeiten zu prüfen.105  

Fortsetzung des Austausches mit den Ländern zum Bestandserhalt und Abstimmung möglicher weitere 
Maßnahmen und Instrumente über die entsprechenden Fachministerkonferenzen (UMK und BMK) der 
Länder. Es soll auf den bereits im „Bündnis bezahlbarer Wohnraum“ vereinbarten Maßnahmen 
aufgesetzt und weitere Maßnahmen identifiziert werden, um Folgendes zu erreichen:  

• Prüfung des Bestandserhalts vor Ersatzneubau: Erstellung eines Leitfadens mit einer 
Bewertungssystematik für Abbruch- bzw. Ersatzneubauentscheidungen zur Abwägung von 
Treibhausgas-Einsparungen, Energie- und Ressourceneffizienz im Lebenszyklus sowie Aspekten der 
wirtschaftlichen Verhältnismäßigkeit. 

• Erleichterung von Bestandserweiterungen: Umbaumaßnahmen benötigen angepasste Vorgaben, d. 
h. Vorgaben für Neubauten dürfen nicht automatisch analog für Bestandserweiterungen gelten (z.B. 
für die Bereiche Abstandsregelung, Brandschutz, Schallschutz). Die hierfür bereits vorliegenden 
Vorschläge sollen weiter entwickelt werden zu einem Katalog von anerkannten standardisierten 
Kompensationslösungen, um z.B. im Bereich des Brandschutzes Einzelfallgenehmigungen zu 
reduzieren.  
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Förderung rückbaufähiger Bauwerke 

Schaffung der folgenden Rahmenbedingungen: 

• Verbindliche Einführung eines digitalen Ressourcenpasses für Gebäude (GRP) zur systematischen 
Dokumentation verwendeter Materialien und Produkte, ihrer Bestandteile und Einbauweisen: 
Damit sollen das Ressourcenmanagement und die Kreislaufführung unterstützt werden. Grundlage 
sind die verfügbaren umweltbezogenen Informationen über das Gebäude und die darin verbauten 
Baumaterialien und -produkte. Ziel ist, darin alle Angaben zum Lebenszyklus zu aggregieren und 
damit die Inanspruchnahme von Primär- und Sekundärrohstoffen zu bewerten, das Potential für ein 
Urban Mining zu prognostizieren und damit Baustoffströme gezielt steuern und analysieren zu 
können. Die Bundesregierung hat bereits umfangreiche Vorarbeiten durchgeführt. Eine erste 
Fassung des GRP soll ab 2025 im Rahmen des QNG eingeführt werden. Darauf aufbauend wird eine 
verbindliche Einführung für Neubauvorhaben angestrebt.  

• Um eine sortenreine Erfassung der Baustoffe zu erreichen, müssen Baukonstruktionen gewählt 
werden, die den selektiven Rückbau erleichtern, z.B. durch modulare Bauweisen und lösbare 
Verbindungen sowie durch Verzicht auf nicht kreislauffähige Materialverbunde und Schadstoffe. In 
einem ersten Schritt ist dies im Rahmen bestehender Förderinstrumente und 
Zertifizierungssysteme (QNG und BNB) zu adressieren.  

• Weiterentwicklung der Rohstoffindikatoren zur Erhöhung der Messbarkeit: Im Rahmen eines 
Forschungsprojektes Zukunft Bau wurde die Entwicklung spezieller Indikatoren zur besseren 
Messbarkeit von Ressourcenschonung im Bauwesen geprüft. Auf Bauwerksebene können zukünftig 
über die Ökobilanz die Indikatoren RMI und TMR106 als Materialfußabdruck herangezogen werden.  

Optimierung der getrennten Erfassung von Bauabfällen  

• Für öffentliche Gebäude wird die Einführung einer Pflicht zur Aufstellung eines 
Rückbaufähigkeitsnachweises und Schadstoffsanierungsplans für Neu-, Um- oder 
Erweiterungsbauten geprüft: Bei der Planung eines Neubaus, eines Umbaus oder einer 
Bestandserweiterung soll der (teilweise) Rückbau bereits mitgedacht und das Bauvorhaben 
entsprechend kreislauffähig geplant werden. Rückbaufähigkeitsnachweis und 
Schadstoffsanierungsplan sollen Grundlage der Bauausführung sein.  

Werbung seitens des Bundes bei den Ländern für die folgenden Maßnahmen zur Optimierung der 
getrennten Erfassung von Bauabfällen über die entsprechenden Fachministerkonferenzen (UMK und 
BMK):  

• Einführung einer Bauteilsichtungspflicht auf der Baustelle vor Abbruch  

• Aufstellung eines Inventars verwertbarer oder wiederverwendbarer Bauteile und Materialien 

• Optimierung der Wiederverwendung von Bauteilen und des Recyclings 
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4.9 Metalle  

4.9.1 Status Quo 

Deutschland deckt seinen Bedarf an vielen Metallen sehr stark durch Importe ab (BGR 2021107). 
Gleichzeitig werden für die Transformation zu einer klimaneutralen Wirtschaft viele Metalle benötigt. 
Eine funktionierende Kreislaufwirtschaft kann wesentlich zur Sicherstellung der Rohstoffversorgung bei 
den Metallen beitragen, da durch ein hochwertiges Recycling Metalle nahezu unbegrenzt oft im 
Kreislauf geführt werden können.  

Zudem birgt das Recycling von Metallen das Potential für Umweltentlastungen gegenüber der 
Primärproduktion, das vom jeweiligen Metall und der speziellen Anwendung bzw. dem Abfallstrom 
abhängt. So weist das Recycling von Kupfer aus Kabeln einen eindeutig geringeren CO₂-Fußabdruck im 
Vergleich zur Primärproduktion auf. Die Produktion von sekundärem Kupfer aus Bauschutt verursacht 
z.B. rund dreimal mehr CO₂ als die Produktion aus Kabeln und ist damit nicht in allen Fällen ökologisch 
vorteilhaft gegenüber der primären Produktion.  

In diesem Zusammenhang kann auch das Thema Schiffsrecycling an Bedeutung gewinnen. Die deutsche 
Seeschiffsflotte umfasst 2.500 Schiffe, 800 Schiffe werden in den kommenden 5 Jahren 25 Jahre oder 
älter sein, davon 150 in staatlichem Eigentum. Die deutsche Binnenschiffsflotte umfasst 2.400 Schiffe. 
Das Durchschnittsalter liegt dort in vielen Segmenten bei über 50 Jahren. Die Etablierung von Recycling-
Kapazitäten ist ein entscheidender Schritt zu einer maritimen Kreislaufwirtschaft und erforderlich, um 
knappe Rohstoffe effizient nutzen zu können. Der weitaus größte Massenanteil von Schiffen ist Stahl, 
dessen Recyclingfähigkeit und auch CO2-Einsparpotential im Zusammenhang mit Stahlrecycling und 
grünem Stahl derzeit vielfach betrachtet wird. Durch das hohe Gewicht von Schiffen sind aber auch 
andere, prozentual gesehen wesentlich geringfügiger enthaltene Materialien relevant. Die Stärkung des 
Schiffbaus nach dem Cradle2Cradle-Prinzip ist im Koalitionsvertrag inklusive des Schiffsrecyclings 
festgeschrieben, befindet sich aber noch in der Anfangsphase.  

Hemmnisse einer kreislauffähigen Metallwirtschaft sind: 

• Design for Recycling oder R-Strategien wie Wiederverwendung (reuse) spielen im Handlungsfeld 
Metalle bisher nur eine untergeordnete Rolle. 

• Viele Metalle, vor allem kritische oder strategische Metalle, werden nur in geringen Konzentrationen 
eingesetzt, die eine Rückgewinnung erschweren. 

• In der Regel liegen die Informationen, welche Legierungen in welchen Komponenten/Produkten 
verbaut sind, bislang nicht vor.  

• Während für einige Metalle seit langem gut funktionierende Stoffkreisläufe etabliert sind, liegt der 
End-of-Life-(EoL)- Recyclinganteil bei anderen Metallen, vor allem Technologiemetallen, oft unter 1 
Prozent.  
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• Die hohe Anzahl unterschiedlicher Stahl- und Aluminium-Legierungen, die sich in der Sammlung von 
Schrotten vermischen, erschweren die Wiederverwendung der zurückgewonnenen 
Sekundärrohstoffe bei der Herstellung hochwertiger Stahl- und Aluminiumknetlegierungen.  

• Mehrstufige Analyse- und Sortierverfahren existieren, werden aber nicht flächendeckend eingesetzt, 
weil die aufwendigeren Recyclingverfahren oft nicht wirtschaftlich sind. 

• Eine stärkere Trennung und Vorzerlegung / manuelle Behandlung würde zwar die Schrottqualität 
erhöhen, ist aber auch mit höheren Kosten verbunden. 

• Der Kreislaufgedanke spielt im Schiffbau, angefangen beim Design des Schiffes, bisher noch keine 
dominante Rolle. Aktuelle Regularien, wie die Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 (EU-
Schiffsrecyclingverordnung)108 sind nicht darauf ausgerichtet, zukünftige Recyclingprozesse oder 
recyclingfähige und materialschonende zukünftige Schiffe zu fördern oder zu fordern. Vielmehr 
verfolgen die Regelwerke und Standards das Ziel, Risiken und negative Auswirkungen durch das 
Schiffsrecycling z.B. auf Umwelt und Arbeitsbedingungen möglichst zu vermeiden. 

• Schiffsrecycling befindet sich in Deutschland noch in der Anfangsphase. Entsprechende 
regulatorische Rahmenbedingungen und Genehmigungsverfahren für Abwrackeinrichtungen 
müssen sich noch etablieren. Schiffsrecycling ist i.d.R. kapitalintensiv. Die Rentabilität ist schwer 
prognostizierbar und abhängig von mehreren Faktoren (u. a. Bedarf an den ausgebauten Bauteilen 
und Materialien, Höhe der Schadstoffentsorgungskosten, Höhe der Lohnkosten, Höhe der 
Investitionskosten in Recycling-Technologien, Grad der Automatisierung).  

4.9.2 Laufende Vorhaben auf nationaler und europäischer Ebene 

Verschiedene Regelwerke und Vorhaben sind bereits in Vorbereitung und sind wichtige 
Rahmenbedingungen für die Ziele der NKWS. Bei der Umsetzung der NKWS werden diese 
Rahmenbedingungen berücksichtigt: 

• Die „Dialogplattform Recyclingrohstoffe“ der Deutschen Rohstoffagentur (DERA) hat 
Handlungsoptionen zur Erhöhung des Anteils von Recyclingrohstoffen u. a. bei Metallen entwickelt.  

• Mitte August 2023 ist die neue Batterie-Verordnung (EU) 2023/1542 in Kraft getreten109, die unter 
anderem Mindestziele für das Recycling und Mindestrezyklateinsatzquoten für bestimmte Metalle 
in Batterien festlegt. 

• Im November 2013 wurde die EU-Schiffsrecyclingverordnung (EU) Nr. 1257/2013 erlassen, welche 
Vorschriften zum umweltgerechten und sicheren Abwracken von Seeschiffen regelt und darauf 
abzielt, die damit verbundenen Aktivitäten umweltverträglicher und sicherer zu gestalten. Die 
Verordnung legt fest, dass Handelsschiffe, die unter europäischer Flagge fahren (mit einer 
Bruttoraumzahl >500 GT) seit 2018 ausschließlich auf zertifizierten Werften (EU-Liste) recycelt 
werden dürfen. 
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Transformation zur Zirkularität würden bis 2050 weltweit ca. 56 Gigatonnen CO₂ allein durch Produktion 
und Verbrennung von Kunststoffen freigesetzt werden – 10-13 Prozent der Treibhausgase des 
verbleibenden CO₂-Budgets für die Einhaltung des 1,5°C-Ziels.117 Die chemische Industrie steht somit 
vor der großen Herausforderung, eine fossilfreie Rohstoffbasis zu erreichen. Dabei werden drei 
Ansatzpunkte diskutiert: die größte Rolle spielt die Nutzung von Kunststoffabfällen für Rezyklate. Des 
Weiteren kommen die Nutzung von Biomasse, die allerdings nur eingeschränkt verfügbar ist und aus 
nachhaltigem Anbau stammen muss, und, wo dies einen Klimaschutznutzen erbringt, auch die Nutzung 
von CO2 aus Punktquellen und der Atmosphäre (Carbon Capture and Utilisation - CCU, vgl. Kap. 1.4) in 
Frage. Durch die vermehrte Kreislaufführung von Kunststoffen kann der Bedarf an Primärrohstoffen 
zwar verringert werden. Gleichwohl sind auch die Potentiale von Recyclingverfahren je nach 
Anwendungsbereich nach heutigem Technikstand begrenzt. Hieraus ergeben sich Herausforderungen 
– aber auch mögliche Chancen für Innovation und Wettbewerb – insbesondere für die chemische 
Industrie, wenn die Rohstoffbasis umfassend verändert werden soll und Deutschland dabei 
Technologieführer wird.  

Eine weitere Herausforderung sind der Einsatz bzw. das Entstehen von Mikroplastik-Partikeln und die 
damit verbundenen unkontrollierten Einträge in die Umwelt. Das hohe Ausmaß problematischer 
Auswirkungen durch Kunststoffe und Kunststoffverschmutzung auf Ökosysteme ist anerkannt und wird 
durch erste EU-weite Regelungsansätze vermindert118. Dagegen sind die Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit bislang kaum dokumentiert oder systematisch erforscht.119 Kunststoffe sind in 
vielen weiteren Handlungsfeldern der NKWS, insbesondere auf Produktebene, von Bedeutung. Dieses 
Kapitel fokussiert vor allem die Materialebene.  

4.10.2 Laufende Vorhaben auf nationaler und europäischer Ebene 

Folgende Regelwerke und Vorhaben sind bereits in Vorbereitung und sind wichtige 
Rahmenbedingungen für die Ziele der NKWS im Handlungsfeld Kunststoffe:  

EU-Verpackungsverordnung (PPWR): In der kommenden EU-Verpackungsverordnung werden die 
Mitgliedstaaten wie auch schon unter der geltenden Verpackungsrichtlinie (RL 94/62/EG) verpflichtet, 
bis 2030 mindestens 55 Prozent der Kunststoffverpackungen zu recyceln. Zudem müssen alle 
Verpackungen recyclingfähig sein, wobei dies ab 2035 die großmaßstäbliche Recyclingfähigkeit 
beinhalten soll. Für den Kunststoffanteil in Verpackungen sind Rezyklateinsatzquoten für die Jahre 2030 
und 2040 vorgeschrieben. Die EU-Verpackungsverordnung wird voraussichtlich Ende 2024 von 
Parlament und Rat angenommen. Die Verordnung tritt 20 Tage nach Veröffentlichung im Amtsblatt in 
Kraft. Sie gilt 18 Monate nach Inkrafttreten unmittelbar in den Mitgliedstaaten, außer für die Artikel, die 
eine andere Frist vorsehen. Das deutsche Verpackungsgesetz muss daher bis Mitte 2026 an die EU-
Verordnung angepasst werden. Dabei sind auch die Gestaltungsspielräume auszufüllen, die die PPWR 
dem nationalen Gesetzgeber eröffnet.  

Die Bundesregierung erarbeitet eine Carbon Management Strategie, die mögliche Einsatzgebiete u. a. 
für Carbon Capture and Utilisation (CCU) benennt sowie die rechtlichen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen für einen erfolgreichen Hochlauf einschließlich des Aufbaus der notwendigen 
Infrastruktur identifiziert (vgl. Kap. 1.4). Die bisherigen Pilotanlagen und Verfahren sind aufgrund ihres 
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Produktbezogene Mindestrezyklatanteile aus Endverbraucherabfällen für den Weg zu Zirkularität bei 
Kunststoffen. Damit werden Anreize für den Aufbau von Sammelstrukturen und Rücknahmesystemen 
und für Recyclingtechnologien gesetzt. Die Auswahl von Produktgruppen und die Höhe der Quoten soll 
im Dialog mit Branchenvertretern und der Wissenschaft erfolgen. Voraussetzung ist, dass geltende 
Qualitätsanforderungen weiterhin erreicht werden. Dafür notwendig sind stringente 
Qualitätskontrollen importierter Kunststoffrezyklate.  

Einführung verpflichtender Anteile recycelter, möglichst schadstofffreier Materialien bei der 
Herstellung von Kunststoffen (sog. polymerspezifische Quoten).120 Diese setzen unabhängig vom 
Produkt direkt beim Kunststoff bzw. Polymer an. Für einzelne Kunststoffsorten (z.B. PET, PP) wird dabei 
festgelegt, welcher Masseanteil der Produktion durch rezyklierte Kunststoffabfälle gedeckt werden 
muss, um in Europa in Verkehr gebracht werden zu dürfen. Der Markt regelt dann selbst, in welchen 
Produktanwendungen die Rezyklate zum Einsatz kommen. Der Wirkmechanismus solcher 
polymerspezifischen Substitutionsquoten lässt sich folgendermaßen skizzieren: Sie würden sowohl für 
in Deutschland und Europa produzierte Kunststoffe als auch für importierte Kunststoffprodukte gelten 
und schrittweise erhöht werden. Die Einführung muss mit Blick auf den Binnenmarkt EU-weit erfolgen 
(z.B. über eine EU-Richtlinie) und für ein Level-Playing-Field auch importierter Produkte sorgen. Es gilt, 
dabei handelspolitische und -rechtliche (WTO-Recht; Freihandelsabkommen) Fragen mit 
einzubeziehen. Durch verbindliche Vorgaben zum polymerspezifischen Rezyklatanteil bei der 
Kunststoffproduktion wird der ökologische Fußabdruck von Kunststoffprodukten reduziert. Gleichzeitig 
zielt eine solche Regulierung darauf ab, die Nachfrage nach Rezyklaten langfristig zu steigern (Pull-
Effekt) und damit Planungssicherheit sowie Anreize für Innovationen zu schaffen. Ziel ist, die 
nachgelagerten Wertschöpfungsketten mit ausreichenden und den Bedarfen entsprechenden Mengen 
an Kunststoffen mit Rezyklatanteil zu versorgen (Push-Effekt). So sollen preisbezogene 
Wettbewerbsnachteile von Rezyklaten reduziert werden. Dieses Instrument wirkt sich auf die gesamte 
Wertschöpfung aus, da Inverkehrbringer und Hersteller von Kunststoffprodukten mit einem 
zuverlässigen Angebot von Rezyklaten planen und darauf ihre Produktion ausrichten können. Diese 
Quote stimuliert somit Investitionen in das Recyclinggeschäft in der Chemie- und Kunststoffindustrie, 
bei Entsorgern und Recyclern. Um den regulatorischen Aufwand insbesondere auf EU-Ebene möglichst 
gering zu halten, kann sich dieses Konzept nur auf die mengenmäßig am meisten vertriebenen Polymere 
und auf die Akteurinnen und Akteure mit den größten Marktanteilen beziehen.121 Realistische Ziele sind 
in einem Stakeholder-Prozess zu klären, der relevante Branchen einbezieht und Anforderungen 
verschiedener Stakeholder integriert. 

Einführung einer Einspeisevergütung prüfen und ein Konzept modellhaft für den Kunststoffsektor 
erarbeiten. Die Höhe der Vergütungen könnte nach dem Modell der „Carbon Contracts for Difference“ 
an die Einsparung von Treibhausgasen durch die Verwendung von Rezyklaten gegenüber der 
Neuproduktion von Kunststoff gekoppelt werden und die Wettbewerbsfähigkeit der Rezyklate 
dauerhaft erhöhen122 Der Markt regelt dann selbst, in welchen Produktanwendungen die Rezyklate zum 
Einsatz kommen.123 

 

 





 
  

 
Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie   104 
 

„echter“ Wirtschaftlichkeit unter Einbezug von Kosten über den gesamten Lebensweg von 
Produkten (inklusive externer Kosten) ist in der Vergabepraxis vielfach nicht gelöst.  

• Den Beschaffungsstellen fehlt eine zentrale Anlaufstelle, die sie zusätzlich zu bestehenden 
Angeboten rechtlich zu zirkulärer Beschaffung und der Erstellung von Ausschreibungsunterlagen 
berät.  

• Gemeinsame Strukturen und Strategien, die alle Akteurinnen und Akteure des zirkulären 
Wirtschaftens mit der öffentlichen Hand zusammenbringen, sind noch nicht flächendeckend 
etabliert.  

• Indikatoren und Instrumente zur Kennzeichnung und der Qualitätssicherung zirkulärer Produkte 
sowie zum Monitoring des Beschaffungsverhaltens fehlen weitgehend. 

4.11.2 Laufende Vorhaben auf nationaler und europäischer Ebene 

Von Bedeutung für das Handlungsfeld sind folgende laufende Rechtssetzungsprozesse, Vorschriften und 
Maßnahmen auf nationaler Ebene, die bei der Umsetzung der NKWS berücksichtigt werden:  

• Reform des nationalen Vergaberechts („Vergabetransformationspaket“) des BMWK: In dieser 
Reform soll die Nachhaltigkeit in der öffentlichen Beschaffung gestärkt und verbindlicher 
ausgestaltet werden.  

• Vorbereitung der Weiterentwicklung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung 
klimafreundlicher Leistungen (AVV Klima) des Bundes zu einer AVV Klima und Umwelt (unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse des Vergabetransformationspakets), in der die Vorgaben für eine 
zirkuläre Beschaffung gestärkt und konkretisiert werden. Es ist vorgesehen, die neue AVV nach 
einem angemessenen Zeitraum zu evaluieren.  

• Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit 2021 der Bundesregierung mit zahlreichen 
Restrukturierungs- und Prozessoptimierungsaufgaben für die öffentliche Beschaffung auf 
Bundesebene. Nach Kapitel IV „Beschaffung“ des Maßnahmenprogramms sind die Behörden und 
Einrichtungen der Bundesverwaltung verpflichtet, standardisierbare Produkt- und Dienstleistungen 
elektronisch aus den Rahmenvereinbarungen beim Kaufhaus des Bundes (KdB) zu beziehen, soweit 
solche Rahmenvereinbarungen mit Nachhaltigkeitskriterien bestehen. Die zentralen Vergabestellen, 
welche das KdB als Plattform für die Bereitstellung von Rahmenverträgen nutzen, ebenso wie alle 
anderen Vergabestellen der Bundesverwaltung, sind verpflichtet, die Beschaffung verstärkt am 
Leitprinzip der Nachhaltigkeit auszurichten127. Das KdB wird laut dem Maßnahmenprogramm dafür 
als zentrale Stelle für die nachhaltige Beschaffung standardisierbarer Produkte und Dienstleistungen, 
sofern am Markt erhältlich, weiterentwickelt. Die vorgesehene Aufnahme zirkulärer 
Beschaffungskriterien in zukünftigen Rahmenverträgen des KdB soll zügig entsprechend den 
vorhandenen Ressourcen umgesetzt werden.  
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Die statistische Erfassung zirkulärer Beschaffung soll verbessert werden. Dazu wird ein Indikator128 für 
die zirkuläre Beschaffung entwickelt und geprüft, inwieweit die Vergabestatistikverordnung 
(VergStatVO) entsprechend ergänzt werden kann.  

Digitalisierung der Beschaffung und digitale Unterstützung des Monitorings 

Die zirkuläre Beschaffung als Teil der öffentlichen Beschaffung soll durch die Digitalisierung der 
Bedarfsermittlung, der Ausführung von Beschaffungsvorgängen und des Monitorings unterstützt 
werden. Für die zirkuläre Beschaffung wird die Entwicklung digitaler Hilfsmittel (Tools)129 veranlasst und 
diese Tools werden allen Verwaltungsebenen zur Nutzung angeboten. Schnittstellen zu den etablierten, 
von den Beschaffungsstellen verwendeten Vergabemanagementsystemen (VMS) sollen genutzt 
werden. Eine verpflichtende Nutzung beim Bund wird angestrebt.  

Die Bundesverwaltung strebt insbesondere folgende Maßnahmen an:  

• Prüfung, Entwicklung, Aufbau und Einführung digitaler Pool- und Sharing-Plattformen. Diese sollen 
zur gemeinsamen Inventarisierung und Beschaffung selten genutzter Gegenstände eingerichtet 
werden (Pool-Lösungen) sowie als digitale Tausch-/ Weitergabebörsen des Bundes fungieren. Für 
Produkte am Ende ihrer Nutzungsdauer kann über diese Plattformen die Weitergabe an Dritte, z.B. 
soziale Einrichtungen, abgewickelt werden.  

• Entwicklung und für den Bund nach der Durchführung einer erfolgreichen Pilotierung verbindliche 
Einführung (digitaler) Bewertungstools für zirkuläre Beschaffung. Mit Hilfe dieser Tools sollen 
Beschaffungsstellen zusätzliche Hilfsangebote und Informationen zur Umsetzung der zirkulären 
Beschaffung erhalten. 

• Entwicklung und Einführung eines digitalen Vertrags- und Lieferantenmanagementtools mit einer 
Schnittstelle zum geplanten Vergabemanagementsystem (VMS) des Bundes mit Kennzeichnung 
kreislaufwirtschaftsrelevanter Informationen. So können insbesondere Gewährleistungsfristen, 
Wartungsintervalle, Reparaturservice und Garantien automatisiert überwacht oder standardisierte 
Informationen wie die Art der Lieferung, der Verpackung, Nachnutzung etc. hinterlegt werden.  

• Entwicklung und Einführung eines digitalen Monitoringtools mit Angaben zur zirkulären Beschaffung. 
Bestehende Datenerfassungsstrukturen der öffentlichen Beschaffung (z.B. eForms) werden 
perspektivisch erweitert, u.a. durch Indikatoren zu zirkulärer Beschaffung. Die Beschaffungsstellen 
sollen mit Hilfe von Monitoringtools die Angaben zur Anzahl, Art und Weise der beschafften Waren- 
und Dienstleistungen und verwendeten zirkulären Beschaffungskriterien erfassen, um noch zu 
hebende Potenziale bei der zirkulären Beschaffung deutlich zu machen.  

Bündelung von Kompetenzen und organisatorische Maßnahmen 

Die im IMA „Nachhaltige Öffentliche Beschaffung“ (IMA nöB) angelegte Bündelung von Kompetenzen 
und die Stärkung insbesondere der zentralen Beschaffungsstellen in den Bundesbehörden und ihrer 
Einrichtungen wird ausgebaut. Die organisatorische Einbindung der Länder und Kommunen in die Arbeit 
des IMA nöB wird geprüft und perspektivisch umgesetzt. 
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Unter Berücksichtigung personeller und finanzieller Ressourcen wird eine zentrale Anlaufstelle für 
Beratung zu zirkulärer Beschaffung beim Bund, angesiedelt bei der KNB als zentraler Beratungs- und 
Informationsstelle für die nachhaltige Beschaffung, etabliert. Die verschiedenen Anlaufstellen für die 
Beratung zur öffentlichen Beschaffung erschweren, dass Beschaffungsstellen in komplexen Fragen der 
Zirkularität Auskünfte aus einer Hand erhalten. Mit einer weiteren Zentralisierung können die Stärken 
der einzelnen Anlaufstellen gebündelt und die Informationen zielgerichtet zur Verfügung gestellt 
werden. Damit würde die Beschaffung Klimaschutz-, Umwelt-, Innovations- und 
Kreislaufwirtschaftsanforderungen besser gerecht werden. Folgende Leistungen sollen erbracht 
werden:  

• Soweit strukturell möglich und rechtlich zulässig zentral abrufbare Beratung zur rechtssicheren 
Formulierung zirkulärer Beschaffungsvorgänge einschließlich Einzelfallberatung. Dies wird in 
Abstimmung mit den Ländern geprüft. 

• Bereitstellung von Informationen, Arbeitshilfen und Best practice-Beispielen für die zirkuläre 
Beschaffung. Das umfasst auch die Sammlung von Ergebnissen von Markterkundungen. 

• Qualifizierungsmaßnahmen zu zirkulärer Beschaffung für Bundesbehörden mit dem Fokus der 
Problembewusstseinsbildung sowie Lösungsansätzen unter Öffnung für Länder und Kommunen im 
Rahmen der Fortbildungsinitiative nachhaltige Beschaffung (FoBi). Die Maßnahmen sollen neben 
den Beschaffungsstellen auch geeignete Informationsangebote für Bedarfsträger und 
Führungskräfte umfassen. 

• Vermiedene Beschaffungen z.B. durch Wiederverwendung, Weiternutzung oder Reparatur sollen als 
Ansatz zur Ressourcenschonung gefördert und als Praxisbeispiele beworben werden. 

Es wird eine Arbeitsgruppe unter Einbindung von Vertreterinnen und Vertretern der Länder und 
kommunalen Spitzenverbänden mit dem Ziel eingerichtet, zur Vereinheitlichung von 
vergaberechtlichen Regelungen und Anforderungen zur zirkulären nachhaltigen Beschaffung 
beizutragen und deren Anwendung zu forcieren. Die Arbeitsgruppe soll in die Strukturen des IMA nöB 
und der KNB eingebunden werden130.  

Ausbau von Kooperationen 

Zur verbesserten Kooperation und Stärkung der Synergien bei der Beschaffung sollen folgende 
Instrumente eingeführt werden: 

• Durchführung von Modellvorhaben für Einkaufskooperationen, Unterstützung bei der Etablierung 
von „Sharing-Modellen“131 zwischen den Beschaffungsstellen. Damit Bedarfsträger und 
Beschaffungsstellen mehr Erfahrungspraxis mit zirkulärer Beschaffung sammeln können, sollen sie 
sich für gebündelte Beschaffungen und temporäre Einkaufskooperationen im Rahmen des 
wettbewerbsrechtlich Zulässigen zusammenschließen. Die Beschaffungsstellen werden bei der 
Etablierung von Einkaufskooperationen und Sharing-Modellen unterstützt.  
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wurde unter deutscher Präsidentschaft 2017 mit dem G20 Ressourceneffizienzdialog134 das zentrale 
Forum der G20 zum Austausch zu Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft geschaffen. Zudem setzt 
sich die Bundesregierung seit längerer Zeit für ein ambitioniertes internationales Abkommen zur 
Beendigung von Plastikverschmutzung135 ein und hat beispielsweise die dazugehörige High Ambition 
Coalition to End Plastic Pollution136 mitgegründet.  

In den internationalen Klimaverhandlungen setzt sich Deutschland dafür ein, dass das große, aber bisher 
noch zu wenig genutzte Klimaschutzpotential von Kreislaufwirtschaft und Ressourceneffizienz (vgl. Kap. 
1.4) mehr Berücksichtigung findet. Ein Durchbruch konnte bei der 28. Internationalen Klimakonferenz 
(COP28) erzielt werden, als die Vertragsstaaten in der Abschlusserklärung erstmalig die Bedeutung der 
Kreislaufwirtschaft für die Klimawandelminderung festhielten. Die Bundesregierung unterstützt zudem 
die plurilateralen Initiativen zu Handel und Umwelt im WTO-Rahmen, darunter auch die "Trade and 
Environmental Sustainability Structured Discussions (TESSD)". TESSD befasst sich in einer informellen 
Arbeitsgruppe mit Handelsaspekten der Kreislaufwirtschaft, u.a. mit den Themen Transparenz, 
Standards und Regulierung, Handelserleichterung, Abfallmanagement, Kapazitätsaufbau und 
technische Unterstützung. 

Um verstärkt Kreislaufwirtschaftsmaßnahmen umzusetzen, fehlt es in vielen Ländern an Kapazitäten 
und Ressourcen, vor allem aber Finanzierungslösungen, um insbesondere Vorhaben im breiteren 
Verständnis (vgl. R-Strategien in 3.1) vom zirkulären Wirtschaften zu initiieren und umzusetzen. 
Insbesondere Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen stehen vor großen Herausforderungen, 
die benötigten Mittel bereitzustellen und private Investitionen für nachhaltige zirkuläre Geschäftsfelder 
zu mobilisieren. Hier können internationale Finanzinstitutionen, wie multilaterale und regionale 
Entwicklungsbanken, oder auch internationale Fonds eine entscheidende Rolle spielen. Dies kann 
beispielsweise über Beratungsdienste, Finanzierungen, Risikominimierung von privaten Investitionen 
sowie Standardisierung von Bewertungskriterien von Investitionen in Kreislaufwirtschaft erfolgen.  

Dafür ist es zentral, dass internationale Finanzinstitutionen und Regierungen nachhaltiges und 
gerechtes zirkuläres Wirtschaften verstärkt als prioritäres Querschnittsthema zur Erreichung anderer 
strategischer Ziele, u.a. der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und des Pariser Klimaabkommens, 
aufgreifen. Dies umschließt u.a. die Förderung wirkungsvoller und übertragbarer zirkulärer Vorhaben 
sowie das Teilen des entsprechenden Erfahrungswissens.  

6.2 Ziele 

Auf Grundlage der in Kapitel 1.3 dargestellten Vision einer umfassenden Kreislaufwirtschaft für das Jahr 
2045 und als Ergänzung des Leitbildes und der übergeordneten Ziele, die in Kapitel 2 formuliert werden, 
gilt für dieses Handlungsfeld zusätzlich das folgende Ziel: 

Die Transformation zu einer nachhaltigen, weitgehend ressourceneffizienten und zirkulären, globalen 
Wirtschaft aktiv und als starke Stimme in Europa und international weiter voranbringen. Eine 
grundsätzliche Neuausrichtung zu einem zirkulären Wirtschaftsmodell und eine inklusive und sozial 
gerechte Ausgestaltung der ökologischen und wirtschaftlichen Transformation. Zu diesem Zweck knüpft 
Deutschland weiterhin starke und effektive bi- und multilaterale Netzwerke und bringt sich bestimmt 
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• Kapazitäten in Partnerländern stärken: Die Bundesregierung kooperiert eng mit ihren 
Partnerländern, um diese bei der Transformation zu einer nachhaltigen und gerechten 
Kreislaufwirtschaft zu unterstützen. Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf benachteiligten 
Gruppen. Dieses Engagement muss ausgeweitet werden, damit Länder des „globalen Südens“ nicht 
von Wertschöpfungsketten der Kreislaufwirtschaft ausgeschlossen werden oder Umwelteffekte und 
soziale Auswirkungen in diese Länder verlagert werden. Vor diesem Hintergrund hat die 
Bundesregierung 2019 die PREVENT Waste Alliance137 ins Leben gerufen. In der 
Kooperationsplattform kommen Akteurinnen und Akteure aus unterschiedlichen Ländern 
zusammen, um innovative Lösungen für die Kreislaufwirtschaft im „Globalen Süden“ auszubauen.  
Wichtige weitere Instrumente werden der neue IKI-Förderschwerpunkt „Closing the loop – Zirkuläres 
und ressourceneffizientes Wirtschaften als Treiber für Klima- und Umweltschutz insbesondere in 
G20-Schwellenländern“138 sowie Projekte im Rahmen der Team Europe Initiative (TEI) sein.  

• Darüber hinaus ist es wichtig, digitale Kapazitäten in Partnerländern für nachhaltige und gerechte 
Kreislaufwirtschaft zu fördern und digitale Klüfte abzubauen, um Vorhaben wie den digitalen 
Produktpass global erfolgreich umzusetzen. Weiterhin unterstützt die Bundesregierung die 
Beteiligung von Partnerländern an der Erarbeitung und Vereinheitlichung international anerkannter 
Normen, Mess- und Prüfverfahren, welche beispielsweise für die Gewährleistung der 
Produktsicherheit und des internationalen Handels notwendig sind.  

• Zusammenarbeit auf multilateraler Ebene und im Rahmen der Vereinten Nationen fördern: 
Deutschland wird seine Führungsrolle in multilateralen Prozessen nutzen, um die Bedeutung der 
Kreislaufwirtschaft für die Lösung der planetaren Krisen zu unterstreichen. Ein wichtiger Prozess sind 
dabei die Umweltversammlungen der Vereinten Nationen (UNEA), die regelmäßig wichtige 
Resolutionen zu diesem Thema verabschieden. Zentrale Leitlinie soll dabei die Forschung des 
Weltressourcenrates (International Resource Panel, IRP) sein, insbesondere der 2024 neu 
erschienene Global Resources Outlook 2024. Neben dem Einsatz der Bundesregierung das Thema 
Kreislaufwirtschaft in den internationalen Foren zu etablieren, werden auch Projekte in Kooperation 
mit multilateralen Partnern gefördert, zum Beispiel mit der Organisation der Vereinten Nationen für 
industrielle Entwicklung (UNIDO).  

• Finanzierungsmöglichkeiten der Kreislaufwirtschaft auf internationaler Ebene verbessern: 
Insbesondere Länder mit niedrigen und mittleren Einkommen stehen vor der Herausforderung, 
Kapital für den Übergang zu zirkulären Wirtschaftsweisen zu mobilisieren. Dabei kann die 
Kreislaufwirtschaft einen komplementären Ansatz für nachhaltige Entwicklung bieten, der 
Industrialisierung, Innovation, Umweltschutz und Resilienz miteinander verknüpft. Zum Beispiel 
werden über die Globale Umweltfazilität (GEF) Projekte für einen Ausbau der Kreislaufwirtschaft 
finanziert. Zentral ist der Einsatz dafür, etablierte Finanzierungsmechanismen, z. B. die Erweiterte 
Herstellerverantwortung (Extended Producer Responsibility - EPR), weltweit zu stärken sowie 
innovative Finanzierungsmöglichkeiten zu fördern. Außerdem soll die Rolle internationaler 
Finanzinstitutionen wie multilateraler Entwicklungsbanken (MDB), regionaler Entwicklungsbanken 
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Gesundheitswesen und, bereits abgeschlossen, die Circular Economy-Initiative-Deutschland von 
acatech, „Modell Deutschland“ zur Circular Economy vom WWF, die DIN Normungs-Roadmap Circular 
Economy. 

Die verschiedenen Initiativen aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft zeigen, dass viele Marktteilnehmer 
dazu bereit sind, zirkulär zu wirtschaften und zu handeln, ressourcenschonend zu produzieren, zu 
forschen und zu konsumieren. Solche Initiativen auf nationaler, aber auch auf europäischer und 
internationaler Ebene, sollen im Rahmen der Umsetzung der NKWS noch stärker einbezogen werden, 
um zu ihrer Vernetzung beizutragen und die Initiativen zu unterstützen, damit die zirkuläre Wirtschaft 
ein Gemeinschaftsprojekt wird, das mit breiter Unterstützung vorangetrieben wird. Hierzu sollen 
gemeinsame Formate und Initiativen entwickeln werden. 

7.4 Monitoring und Evaluation 

Durch eine regelmäßige Evaluation der Strategie unter Berücksichtigung der Ziele, Indikatoren, 
Maßnahmen und Instrumente soll die Zielerreichung der Strategie überprüft werden, so dass ggf. 
Anpassungen vorgenommen werden können. Die wissenschaftliche Evaluation wird durch das 
federführende Ressort BMUV bzw. das Umweltbundesamt beauftragt.  

Wichtige Grundlage der Evaluation ist ein kontinuierliches Monitoring aller Indikatoren für die 
Zielerreichung als auch der Umsetzungsstand der Maßnahmen und Instrumente. Das Monitoring wird 
im Rahmen eines Forschungsvorhabens entwickelt. Vorhandene Daten der amtlichen Statistik sind auf 
eine Nutzung für das Monitoring zu prüfen. Die Durchführung liegt bei den für die Maßnahmen jeweils 
zuständigen Ressorts.  

Monitoring und Evaluation sollen alle Maßnahmenprogramme der Ressorts einschließen, die 
substantiell auf die Ziele der NKWS einzahlen. 

7.5 Finanzierung 

Bereits heute bestehen zahlreiche Förderprogramme der Bundesregierung, die die Ziele 
Kreislaufwirtschaft und Ressourceneffizienz vollständig oder teilweise zum Inhalt haben (siehe Anhang). 
Diese bestehenden Förderprogramme sollen noch weiter im Sinne der Ziele, Maßnahmen und 
Instrumente der NKWS ausgestaltet werden. Ein Aktionsprogramm „Zirkuläre Wirtschaft“ dient der 
künftigen Umsetzung der NKWS. Das Aktionsprogramm soll über einen breiten Instrumentenmix die 
nationale und globale Transformation zu weniger Primärrohstoffverbrauch und geschlossenen 
Stoffkreisläufen anstoßen, zur Erreichung der Klimaziele beitragen und die Chancen zirkulären 
Wirtschaftens weiter zu verbessern.  

Die mit der Umsetzung der NKWS verbundenen Finanzbedarfe fügen sich in die haushalts- und 
finanzpolitischen Vorgaben der Bundesregierung ein. Alle Maßnahmen der NKWS einschließlich des 
Aktionsprogramms „Zirkuläre Wirtschaft“ stehen unter Finanzierungsvorbehalt sowie unter dem 
Vorbehalt der finanzverfassungsrechtlichen Kompetenz/Zuständigkeit des Bundes. Sie beinhalten 
weder eine (Vor-)Festlegung im Hinblick auf den Etat noch präjudizieren sie den Haushaltsgesetzgeber. 
Etwaige aus der Strategie für den Bund resultierende Mehrbedarfe an Personal- und Sachmitteln sind 





https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltindikatoren/indikator-rohstoffkonsum#welche-bedeutung-hat-der-indikator
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltindikatoren/indikator-rohstoffkonsum#welche-bedeutung-hat-der-indikator
https://www.umweltbundesamt.de/bild/primaerrohstoffeinsatz-rmi
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/rohstoffe-materialfluesse-wasser/Publikationen/Downloads/statistischer-bericht-rohstoffaequivalente-5853101217005.xlsx
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/rohstoffe-materialfluesse-wasser/Publikationen/Downloads/statistischer-bericht-rohstoffaequivalente-5853101217005.xlsx
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/rohstoffe-materialfluesse-wasser/Publikationen/Downloads/statistischer-bericht-rohstoffaequivalente-5853101217005.xlsx
https://www.resourcepanel.org/global-material-flows-database


https://eplca.jrc.ec.europa.eu/ConsumptionFootprintPlatform.html


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0474
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0474
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/eckpunktepapier-nachhaltige-und-resiliente-rohstoffversorgung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/eckpunktepapier-nachhaltige-und-resiliente-rohstoffversorgung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.recyclingrohstoffe-dialog.de/Recyclingrohstoffe/DE/Home/recyclingrohstoffe_node.html
https://www.recyclingrohstoffe-dialog.de/Recyclingrohstoffe/DE/Home/recyclingrohstoffe_node.html
https://issuu.com/bdi-berlin/docs/202106_studie_bdi_deloitte_zirkul_re_wirtschaft
https://issuu.com/bdi-berlin/docs/202106_studie_bdi_deloitte_zirkul_re_wirtschaft
https://www.handelsblatt.com/adv/circular-economy/spark-webcast-erfolgsfaktor-circular-economy-mut-zur-650-milliarden-euro-chance/29431856.html
https://www.handelsblatt.com/adv/circular-economy/spark-webcast-erfolgsfaktor-circular-economy-mut-zur-650-milliarden-euro-chance/29431856.html
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sollen so aufbereitet werden, dass sie in der Industrie tatsächlich auch stoffgleiche 
Primärrohstoffe ersetzen können. 

46 Statistisches Bundesamt (2020): Abfallbilanz, https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-
Umwelt/Umwelt/Abfallwirtschaft/Publikationen/Downloads-Abfallwirtschaft/abfallbilanz-pdf-
5321001.pdf?__blob=publicationFile 
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